
damit zur Angst vor den wirtschaftlich-politi-
schen „Umwälzungen" anstrebenden Befrei-
ungsbewegungen wird ). Daraus erklärt sich 
z. T., warum sich kirchlicher Entwicklungs-
dienst nach wie vor in erster Linie als karitati-
ves Unternehmen im Rahmen einer weltwei-
ten Diakonie versteht und vorrangig auf Hilfs-
aktionen — primär Entwicklungsprojekte — 
setzt, die wenig politischen Staub aufwirbeln, 
da sie die wirtschaftlich-politischen Gegeben-
heiten in der Weltwirtschaftsordnung wie in 
den Entwicklungsländern selbst im wesentli-
chen unangetastet lassen.

53) Vgl. M. Benckert, a. a. O., S. 129.
54) Carl F. von Weizsäcker, Vernunft wächst, wo sie
sich sinnvoll im einzelnen bestätigen darf. Plädoyer 
für christliche Entwicklungshilfe, in: Deutsches All-
gemeines Sonntagsblatt v. 16. 12. 1979, abgedruckt 
in: Pressespiegel .Entwicklungspolitik' des BMZ,
1/1980, S. 12.
55) EKD (Hrsg.), Der Entwicklungsdienst der Kirche, 
a. a. O„ S. 165.
56) Hans Ott, Kritik am System der Entwicklungs-
projekte, in: Neue Zürcher Zeitung v. 3.3. 1980, ab-
gedruckt in: Pressespiegel .Entwicklungspolitik' des
BMZ, 14/1980, S. 430.

Zwar ist C. F. v. Weizsäcker im Grundsatz zu-
zustimmen, wenn er meint, daß keine bundes-
deutsche Entwicklungshilfeleistung „... so 
sinnvoll, so hilfreich (ist).... wie (die) sorgfältig 
geplante, individuell betreute Entwicklungs-
hilfe, wie sie die Kirchen geben"54 ), gleichwohl 
ist unstrittig, daß es sich dabei vorrangig um 
ein Kurieren an Symptomen handelt, um die 
Aufstockung des ohnehin „notdürftigen La-
stenausgleichs für eine ungerechte Weltwirt-
schaftsordnung"55 ). Darüber hinaus kritisiert 
der von der ORK-Abteilung für Weltmission 
in Auftrag gegebene „Newby-Report", daß das 
Projektsystem zu sehr aus „isolierten Einzelak-
tionen und Programmausschnitten“ bestehe 
und sich oftmals nicht in ein sinnvolles Gan-
zes, etwa einen regionalen Entwicklungsplan, 
einordnen lasse. „Das lebhafte Interesse und 
die Publizität für einzelne Entwicklungspro-
jekte“, so der Tenor des Reports, „verdecken 
leicht, daß die mit freiwilligen Spenden gelei-
stete Projektarbeit für sih allein noch keine 
ausreichende Antwort auf die Armut der Drit-
ten Welt darstellt... der Ruf nach einer neuen 
Weltwirtschaftsordnung und die Vorstöße der 
Entwicklungsländer im Nord-Süd-Dialog zei-
gen, daß ihre Anliegen weit über das Gebiet 
der Entwicklungszusammenarbeit im engeren 
Sinn hinausgehen"56). Dem wird mit den nach-

folgenden Überlegungen zu den entwick-
lungspolitischen Perspektiven einer Neuen 
Weltwirtschaftsordnung Rechnung getragen.

4. Perspektiven einer Neuen
Weltwirtschaftsordnung

Die von den Entwicklungsländern in Anbe-
tracht der Fehlentwicklungen und der ekla-
tanten Asymmetrie des weltwirtschaftlichen 
Ordnungssystems mit Nachdruck erhobenen 
Forderungen nach gerechteren und stabileren 
Preisen und Erlösen im Exportgeschäft, nach 
Schuldenerlaß und erhöhter Entwicklungs-
hilfe zu günstigeren Konditionen, nach ver
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-
stärkter Regelung und Überwachung der 
transnationalen Unternehmen einschließlich 
der Gewährleistung „angepaßter Technolo-
gien" sowie nach einer umfassenden Reform 
des Weltwährungssystems ) haben nur dann 
eine Chance auf Verwirklichung, wenn das be-
stehende weltwirtschaftliche System grundle-
gend reformiert wird. Darüber sind sich die 
entwicklungspolitischen Experten weithin ei-
nig. Strittig ist der Weg dorthin, insbesondere 
die Frage, wie „grundlegend“ die Veränderun-
gen sein müssen bzw. sollen. Die Entwick-
lungsländer lassen keinen Zweifel daran, daß 
ihnen massive Eingriffe in das vom Grundsatz 
her nach marktwirtschaftlichen Spielregeln 
funktionierende weltwirtschaftliche System 
der einzige Weg zu sein scheint, um das ekla-
tante Macht- und Einkommensgefälle zwi-
schen Nord und Süd wirksam abzubauen.
An diesem Kernpunkt entzünden sich indes 
die ideologischen und interessengebundenen 
Vorbehalte der Industrienationen, allen voran 
die USA, Japan, Großbritannien und die Bun-
desrepublik, die anläßlich der UNCTAD-Kon-
ferenz 1979 in Manila sehr massiv die Auffas-
sung vertraten, das von den Entwicklungslän-
dern propagierte „integrierte Rohstoffpro-
gramm“ mit dem „Gemeinsamen Fonds" als 
Kernelement sei ein .....  globales dirigisti-
sches Instrument, das den Marktmechanismus 
mit seinem dynamischen Effekt auf den Welt-
handel und die internationale Arbeitsteilung

57) Vgl. u. a. Wilfried Künne, Die Einzelforderungen 
des Integrierten Programms, sowie Ahmad Naini, 
Alte und neue Zielvorstellungen und Forderungen 
der Dritten Welt, beide Beiträge abgedruckt in: D. 
Kebschull u. a. (Hrsg.), a. a. O„ S. 81 ff. und S. 41 ff. 



außer Kraft setzt"58). Die Fadenscheinigkeit 
dieses Einwands wird darin sichtbar, daß die 
vielbeschworene „freie Marktwirtschaft" im 
weltwirtschaftlichen Kontext eine bloße Fik-
tion ist (Protektionismus, Machtexpansion auf 
seifen der „Multis" etc.). Die „freie Marktwirt-
schaft" ist, wie u. a. Galbraith anmerkt, längst 
zu einem Propagandanamen für die Herr-
schaft der immer mehr Macht ergreifenden 
Großkonzerne, der „Multis“, geworden59 ). So 
gesehen, sind die o. g. Forderungen der Ent-
wicklungsländer nach mehr Dirigismus und 
Kontrolle im weltwirtschaftlichen Zusammen-
hang nurmehr die politische Konsequenz aus 
der bisherigen Entwicklung der tradierten 
Weltwirtschaftsordnung. Überdies sind sie 
nicht gegen die Marktwirtschaft schlechthin 
gerichtet, sondern zielen vornehmlich auf 
flankierende Regelungen und Interventionen 
überall dort, wo die bestehende Weltwirt-
schaftsordnung die Entwicklungserforder-
nisse und -bemühungen der Dritten Welt 
blockiert.

60) Vgl. Gerhard Breidenstein, Die Ambivalenz der 
.Neuen Weltwirtschaftsordnung', in: Junge Kirche, 
3/1977, S. 131.
61) Zur Kontroverse um die Alternative .Integration'

In diesem Sinne sind die unter den Oberbe-
griff „Neue Weltwirtschaftsordnung" gefaßten 
konzeptionell-strategischen Ansatzpunkte, 
wie das Integrierte Rohstoffprogramm (Aus-
gleichsfonds, Abnahmegarantien etc.), die 
Koppelung von Rohstoff- und Industriegüter-
preisentwicklung (Indexierung), der Abbau 
von Zöllen und anderen Handelsbeschränkun-
gen, der Erlaß bzw. die Umschichtung der auf-
gelaufenen Schulden, die Erhöhung der Ent-
wicklungshilfe und die Kodifizierung von Ver-
haltensnormen für die Transnationalen Unter-
nehmen, als legitimer Versuch zu werten, Mo-
nokulturen, Verschuldung, Unterernährung, 
Arbeitslosigkeit und andere Erscheinungsfor-
men der Unterentwicklung nach und nach zu 
beseitigen — dies nicht zuletzt im Interesse 
der Stabilität der weltwirtschaftlichen Bezie-
hungen und der Erhaltung des Weltfriedens.

In Anbetracht dieses Handlungsdrucks und 
der angedeuteten inhärenten Chancen einer 
Neuen Weltwirtschaftsordnung können die in 
der aktuellen entwicklungspolitischen Dis-
kussion dominierenden Verweise auf mögli-

58) A Naini, ebenda, S. 57.
59) John Kenneth Galbraith anläßlich der im Mai 

1978 abgehaltenen Jahrestagung für Volkswirt-
schaftslehre und Statistik, zitiert nach Junge Kirche, 
10/1978, S. 569. 

ehe Gefahren und Probleme dieser Ordnung 
(Finanzierungs- und Allokationsprobleme, Bü-
rokratisierungsgefahr, Verhandlungskonflik-
te, Inflationierung etc.) als Rechtfertigung des 
anhaltenden Taktierens, Lavierens und Untä-
tigseins der Industrieländer kaum überzeu-
gen, so begründet die punktuellen Warnungen 
z. T. auch sein mögen.

Eine andere Frage ist die, ob den Entwick-
lungsländern mit der Schaffung einer neuen 
Weltwirtschaftsordnung und ihrer verstärk-
ten Integration in dieselbe wirklich so unein-
geschränkt gedient ist. Es gibt nicht wenige 
entwicklungspolitische Experten, die in einer 
forcierten Integration der Entwicklungsländer 
in den Weltmarkt die große Gefahr sehen, daß 
sich deren Abhängigkeit von Lieferungen, 
Käufen, Währungen, Konjunkturen und Tech-
nologien der Industrieländer nur noch ver-
schärft und vor allem die „Multis“ es sind, die 
von einer Liberalisierung der Halbfertig- und 
Fertigwarenimporte profitieren; ebensowenig 
von der Hand zu weisen ist die Vermutung, 
daß der Ausbau der Exportgüterindustrie 
„Entwicklungsinseln“ und einen „gespaltenen 
Entwicklungsprozeß" in den betreffenden Län-
dern der Dritten Welt zur Folge haben 
kann60 ).

Diese Bedenken signalisieren die Ambivalenz, 
die dem Konzept einer Neuen Weltwirt-
schaftsordnung in entwicklungspolitischer 
Hinsicht immanent ist. Die Träger der Ent-
wicklungspolitik, namentlich die Kirchen, soll-
ten sich dadurch jedoch nicht davon abhalten 
lassen, ihren Aufbau nachdrücklich zu unter-
stützen. Zugleich aber sollten sie unter Heran-
ziehung geeigneter Experten und Forschungs-
einrichtungen und unter Beachtung der sehr 
differenzierten Entwicklungsbedingungen in 
der Dritten Welt eingehend und kritisch prü-
fen, in welchen Ländern bzw. Ländergruppen 
das Konzept der Neuen Weltwirtschaftsord-
nung zu greifen verspricht und wo alternative 
Wege nötig und erfolgversprechend sind (Im-
portsubstitution, Autonomie, verstärkter Han-
del innerhalb der Dritten Welt, kurz: Dissozia-
tion statt Integration)61 ).



III. Konsequenzen für das entwicklungspolitische Engagement 
der Kirchen

Zum Auftrag der Kirchen gehört es wesent-
lich, „Weltverantwortung“ zu tragen62 ), d. h. 
Anwalt der Armen und Unterdrückten zu sein, 
und zur Sicherung des in vielfältiger Weise ge-
fährdeten überlebens der Menschheit nach-
drücklich beizutragen. Die Bedeutung dieses 
Auftrags wird in Anbetracht der düsteren Zu-
kunft der Weltwirtschaft und der internatio-
nalen Beziehungen offenkundig: kein . ab-
sehbares Ende der Armut und des Hungers; 
fortdauernde Stagnation in der Weltwirt-
schaft, verbunden mit Inflation; internationa-
ler Währungswirrwarr; steigende Verschul-
dung und Defizite; Protektionismus; erhebli-
che Spannungen zwischen Staaten im Wett-
lauf um Energie, Nahrung und Rohstoffe; 
wachsende Weltbevölkerung und mehr Ar-
beitslosigkeit in Nord und Süd; zunehmende 
Gefährdung der Umwelt und des internationa-
len Gemeinbesitzes durch Abholzen und Ver-
steppen, Plünderung des Fischbestandes und 
Auszehrung des Weidelandes, durch Luft- und 
Wasserverschmutzung. Und alles überschat-
tend, geht das bedrohliche Wettrüsten wei-
ter."63 ) Diese apokalyptische Situation stellt 
eine zentrale Herausforderung für die Kirchen 
dar. Ihre „Meisterung" setzt unter anthropolo-
gischem Aspekt voraus, daß der Mensch — 
wie Peccei schreibt — „...über noch unge-
nutzte visionäre und kreative Fähigkeiten so-
wie über eine moralische Kraft verfügt, die, 
wenn sie freigesetzt werden, die Menschheit 
aus ihrer mißlichen Lage befreien können"64 ). 
Allerdings müssen diese Fähigkeiten und 
Kräfte erst freigesetzt werden. In diesem Zu-

oder .Dissoziation vgl. u. a. Volker Matthies, Hilfe 
aus der Dritten Welt für die Dritte Welt?, in: Gegen-
wartskunde, 1/1978, S. 19 ff. Zu den profiliertesten 
Vertretern des Dissoziations-Ansatzes gehört Die-
ter Senghaas. Vgl. u. a. derselbe, Weltwirtschafts-
ordnung und Entwicklungspolitik. Plädoyer für Dis-
soziation, Frankfurt/M. 1977, sowie derselbe, Gibt es 
eine entwicklungspolitische Alternative für die 
Dritte Welt?, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, 
Beilage zur Wochenzeitung „Das Parlament', 7/1978, 
S.3ff.
62) Vgl. EKD (Hrsg.), Der Entwicklungsdienst der 
Kirche, a. a. O., S. 147f.
63) Bericht der Nord-Süd-Kommission, a. a. O., 
S. 62.
64) Aurelio Peccei, Vorwort, in: derselbe (Hrsg.), Das 
menschliche Dilemma. Zukunft und Lernen. Bericht 
des Club of Rome für die achtziger Jahre, 3. Aufl., 
Wien u. a. 1979, S. 11.

65) Vgl. Dietrich Kebschull, Die Veränderung der 
wirtschaftlichen und politischen Situation der Ent-
wicklungsländer, in: derselbe u. a. (Hrsg.), a. a. 0., 
S. 16.

sammenhang ist u. a. das entwicklungspoliti-
sche Engagement der Kirchen gefordert, 
gleichsam als „Mobilisator" des vorausgesetz-
ten Problemlösungspotentials der Mensch-
heit.
Zwar kann und soll im folgenden kein „ausge-
reiftes" entwicklungspolitisches Aktionspro-
gramm der Kirchen entfaltet werden, wohl 
aber sollen Anregungen gegeben werden, wie 
in Anbetracht des skizzierten ökonomisch-po-
litischen Bedingungsfeldes von Unterentwick-
lung die besonderen Akzente des kirchlichen 
Entwicklungsdienstes gesetzt werden müßten. 
Ein zentraler Ansatzpunkt ist gemäß den bis-
herigen Ausführungen die entschiedene Un-
terstützung der Forderung nach einer Neuen 
Weltwirtschaftsordnung, da diese die Chan-
cen der Dritten Welt in bezug auf die Behe-
bung der Unterentwicklung maßgeblich ab-
steckt und somit die grundlegende Reform des 
weltwirtschaftlichen Ordnungssystems eine 
entscheidende Voraussetzung für die Durch-
brechung des Kreislaufs von Armut, Elend und 
Hoffnungslosigkeit ist 65).
Welche entwicklungspolitischen Aktivitäten 
auf Seiten der Kirchen dieser Zielsetzung an-
gemessen sind, wird im weiteren aufzuzeigen 
sein. Auf keinen Fall dürfen sie sich jedoch auf 
die vorbehaltlose Unterstützung der Neuen 
Weltwirtschaftsordnung konzentrieren, da 
diese allein wohl kaum die Gewähr für eine 
ausreichende Begünstigung aller Entwick-
lungsländer bietet. Zu verschieden ist deren 
Ressourcenausstattung (im weitesten Sinne 
des Wortes) und zu verschieden sind auch de-
ren Beziehungen zum Weltmarkt. Eine wirk-
same Entwicklungspolitik betreiben heißt des-
halb — wie bereits angedeutet —, die Bedin-
gungen in den einzelnen Entwicklungslän-
dern/Ländergruppen mittels differenzierter 
ökonomisch-politischer Einzelfallanalysen 
sorgfältig zu sondieren, um die entwicklungs-
politischen Aktivitäten gezielt darauf abzu-
stellen. Dabei müssen sowohl die binnen- wie 
die weltwirtschaftlichen Gegebenheiten und 



Entwicklungsfaktoren berücksichtigt und re-
flektiert werden. Der Vorteil und die Funktion 
derartiger Diagnosen und Prognosen wäre es, 
daß die wissenschaftliche Fundierung und Le-
gitimation kirchlicher Entwicklungspolitik ge-
steigert und damit zugleich gesichert wird, daß 
deren Optionen und Strategien auf weltpoliti-
scher und national-politischer Bühne mit grö-
ßerer als der bisher anzutreffenden Entschlos-
senheit verfolgt werden können, so z. B. die of-
fene Unterstützung „anerkannter" Freiheitsbe-
wegungen in der Dritten Welt, die Unterstüt-
zung erfolgversprechender „Dissoziationsbe-
Strebungen", der nachdrückliche Protest gegen 
die Ungerechtigkeiten des weltwirtschaftli-
chen Systems, die Mitbegründung alternativer 
Wirtschaftsorganisationen (Dritte-Welt-Lä-
den, ökonomische Entwicklungsgenossen-
schaften und Banken etc.), die Provokation 
entwicklungspolitischer Kontroversen in der 
Bundesrepublik sowie die nachhaltige poli-
tisch-ethische Bewußtseinsbildung bei der 
bundesdeutschen Bevölkerung (auch im Rah-
men der Predigt). Dies i
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mpliziert, daß sich die 
Kirchen, wie der Theologe Greinacher an-
merkt, darüber klar werden müssen, auf wel-
cher Seite der Barrikaden in Lateinamerika 
und Afrika sie eigentlich stehen ).
So gesehen muß die Kirche verstärkt zur „Kir-
che der Tat" werden, darf sich nicht länger ei-
nem zu Untätigkeit führenden entwicklungs-
politischen Opportunismus verpflichtet füh-
len, sondern muß Konflikte, Kontroversen und 
reale Veränderungen überall dort, wo sie im 
Interesse der Dritten Welt notwendig sind, 
provozieren, unterstützen und solidarisch be-
gleiten. Sie muß eine kämpferische Kirche 
ohne die an anderer Stelle erwähnte Konflikt-
scheu sein, muß den Mut haben, sich unbeliebt 
zu machen, Widerspruch und Widerstand zu 
praktizieren, kurz: kritische Opposition zu 
sein, sowohl im Interesse der Armen und Be-
nachteiligten als auch — und nicht zuletzt — 
im Dienste des Überlebens der ganzen 
Menschheit; denn wer sonst ist angesichts der 
eher zunehmenden Paralysierung der Kritik-
und Widerstandsbereitschaft in der Bundesre-
publik besser dazu prädestiniert als die Kir-
chen?!

66) Zitiert nach: Der Spiegel v. 3.12. 1979, abge-
druckt in: Pressespiegel .Entwicklungspolitik' des 
BMZ, 51/1979, S. 1611

Diese kritischen und mahnenden Worte sind 
indes nicht so zu verstehen, als hätten die Kir-
chen auf entwicklungspolitischem Gebiet bis-
lang schlicht versagt, denn es gibt — wie ge-
zeigt — durchaus eine Reihe anerkennens-
werter Aktivitäten. Wohl aber sollen die bis-
herigen und nachfolgenden Ausführungen zur 
weitergehenden Profilierung und Präzisierung 
des mit der EKD-Denkschrift von 1973 und 
dem UNCTAD-Memorandum der Kirchen 
von 1976 eingeschlagenen entwicklungspoliti-
schen Weges beitragen. So sinnvoll und er-
folgreich nämlich die in den letzten beiden 
Jahrzehnten zum entwicklungspolitischen 
„Pfeiler" der Kirchen ausgebaute Projektarbeit 
unter dem Primat „Selbstverantwortung und 
Partnerschaft" ) in vielen Fällen auch gewe-
sen sein mag, sie war, ist und bleibt im wesent-
lichen ein Konglomerat von Einzelaktionen, 
ein partielles Kurieren an Symptomen der Un-
terentwicklung. Gleichwohl hat sie ihren Stel-
lenwert. Allerdings bedarf es der nachdrückli-
chen Intensivierung der Koordination zwi-
schen den vielfältigen kirchlichen Trägerorga-
nisationen sowie der konzeptionellen Refle-
xion und strategischen Konzentration. Die zi-
tierte Unterstützung von Selbsthilfebewegun-
gen, Genossenschaften und selbstgetragenen 
Gesundheitsdiensten und Krankenversiche-
rungssystemen dürfte der richtige Weg sein, 
wie überhaupt die angeführte kirchliche Ma-
xime „Selbstverantwortung und Partnerschaft“ 
zu überzeugen vermag.

1
67) Vgl. EKD (Hrsg.), Der Entwicklungsdienst der 
Kirche, a. a. O„ S. 151.

Allerdings wäre es falsch, würden die Kirchen 
ihr entwicklungspolitisches Engagement zu 
sehr auf den Binnenbereich der Entwicklungs-
länder konzentrieren, sind doch die Bedin-
gungsfaktoren von Unterentwicklung wie die 
Chancen zu ihrer Überwindung maßgeblich in 
der Weltwirtschaftsordnung und in den wirt-
schaftlichen, politischen, ideologischen und 
sozio-kulturellen Gegebenheiten in den Indu-
strienationen zu sehen. Dort muß konsequen-
ter als bisher angesetzt werden, d. h. die Kir-
chen — und mit ihnen die Christen in der Bun-
desrepublik und anderswo — „...sind dafür 
verantwortlich, ihnen (den Entwicklungslän-
dern — d. V.) Hindernisse aus dem Weg zu Ge-
rechtigkeit und Befreiung zu räumen, die von 
der Bundesrepublik (und anderen Metropolen 



— d. V.) aus errichtet worden sind und noch 
errichtet werden"68 ).

68) M. Benckert, a. a. O., S. 130.
69) M. Benckert, a. a. O., S. 130.
70) Vgl. Binder/Bocklet, a. a. O„ sowie: Gemeinsame 
Konferenz der Kirchen für Entwicklungsfragen, so-
ziale Gerechtigkeit und internationale Wirtschafts-
ordnung. Memorandum zu UNCTAD IV (1976), ab-
gedruckt in: Bd. 1/1 der Denkschriften der EKD, 
a. a. O., S. 191 ff.

Dies verlangt zum einen ein entschiedenes 
und mutiges politisches Engagement der Kir-
chen, das vor der vermeintlichen politischen 
Alleinzuständigkeit der Parlamente, Parteien, 
Politiker und Wirtschaftsvertreter nicht kapi-
tuliert, sondern sich ohne falsch verstandene 
Loyalität überall dort einmischt, wo gegen das 
entwicklungspolitische Gebot des Abbaus des 
Nord-Süd-Gefälles verstoßen, fragwürdige 
Sachzwänge und Ideologien vorgeschoben 
und einseitige Interessens- und Machtpolitik 
betrieben wird. Das heißt Benckert zufolge 
z. B., daß der Zynismus demaskiert werden 
muß.......der sich gleichzeitig Angriffe auf die 
Apartheids-Ideologie und die wirtschaftliche 
und politische Unterstützung der Apartheids-
Ideologen erlaubt; der gleichzeitig Menschen-
rechtsverletzungen in Argentinien anprangert 
und Unterseeboote dahin verkauft“69).

Erste Ansätze in dieser Richtung sind bei-
spielsweise im „Dialogprogramm der Kirchen“ 
und im UNCTAD-Memorandum von 1976 zu 
sehen70 ), deren potentielle Chancen infolge 
der oft zu diplomatischen Zurückhaltung der 
Kirchenvertreter bislang allerdings nur unzu-
reichend genutzt worden sind. Diese Zurück-
haltung zukünftig aufzugeben und weitere kri-
tisch-politische Vorstöße der genannten Art 

zu wagen ist für die Kirchen Gebot und 
Chance zugleich.
Die zweite Form eines bundesdeutschen En-
gagements der Kirchen in Sachen Entwick-
lungspolitik betrifft die Bewußtseinsbildung 
unter der Bevölkerung, wie sie oben bereits 
angesprochen wurde. Ziel einer derarti-
gen „entwicklungspolitischen Bewußtseinsbil-
dung" muß es sein, die Bürger für die Probleme 
der Dritten Welt verstärkt zu sensibilisieren 
und ihnen die Gefahren und Chancen der 
eklatanten Asymmetrie zwischen Nord und 
Süd nachhaltig bewußt zu machen und zu ma-
nifester Handlungsbereitschaft auszubauen. 
Strategische Ansatzpunkte, die in der Praxis 
durchaus schon eine Rolle spielen, sind u. a. in 
publizistischen Aktivitäten, im bildungspoliti-
schen und -praktischen Engagement, in der öf-
fentlichkeitswirksamen Ausrichtung von 
Symposien, in der Initiierung und Unterstüt-
zung von Demonstrationen sowie auch und 
vor allem im „entwicklungspolitischen Enga-
gement" in den Gemeinden zu sehen. „Ortsge-
meinde muß durch den Entwicklungsdienst 
(der Kirchen — d. V.) auch .nehmen' können. 
Sonst degeneriert kirchliche Entwicklungsför-
derung zum einseitigen .Geben' der Reichen 
an die Armen"71 )- Dieses Bewußtsein zu zerstö-
ren und die Solidarität mit den Entwicklungs-
ländern nachhaltig zu festigen und auszubau-
en, ist eine wichtige Aufgabe kirchlicher Ent-
wicklungspolitik, nachdem sie lange genug 
daran mitgewirkt hat, das Bild vom „karitati-
ven", „humanitären" und nicht zuletzt „missio-
narischen" Entwicklungsdienst der Kirchen zu 
prägen.

71) M. Benckert, a. a. O., S. 130.



Volker Matthies

Süd-Süd-Beziehungen: Zur Kommunikation 
und Kooperation zwischen Entwicklungsländern

I. Süd-Süd-Beziehungen: Problemhorizont
In den siebziger Jahren war eine auffällige 
Verdichtung der politischen und wirtschaftli-
chen und anderer Beziehungen zwischen Ent-
wicklungsländern zu beobachten, die man — 
in Analogie zum Begriff der „Nord-Süd-Bezie-
hungen“ zur Bezeichnung der Beziehungen 
zwischen Industrie- und Entwicklungsländern 
— als „Süd-Süd-Beziehungen" auf den Begriff 
gebracht hat1)- Während noch im Jahre 1976 
davon gesprochen wurde, Süd-Süd-Beziehun-
gen „seien nicht der Rede wert"2), kann mittler-
weile an der Bedeutung von Quantität und 
Qualität dieser Beziehungen nicht mehr vor-
beigesehen werden. Allerdings nehmen sich 
die Süd-Süd-Beziehungen neben dem vertrau-
ten, scheinbar übermächtigen dichten Ge-
flecht der Nord-Süd-Beziehungen als eine ver-
gleichsweise noch exotische Erscheinung von 
relativ geringem weltwirtschaftlichen und 
-politischen Gewicht aus; jedoch werden de-
ren Entwicklungstrends und Wirkungsmög-
lichkeiten in den internationalen Beziehun-
gen sowohl von der Politik als auch von der 
Forschung zunehmend thematisiert

4) Zur Definition siehe Frank R. Pfetsch/Martin Kai-
ser (unter Mitarbeit von Winfried Wolf), Wirt-
schafts- und gesellschaftspolitische Aktionspro-
gramme der Entwicklungsländer, München-Köln-
London 1981, S. 143.

Definitionen, Schlüsselbegriffe, Ursachen

Als Süd-Süd-Beziehungen können alle Inter-
aktionen zwischen Entwicklungsländern bzw. 
Ländern der „Dritten Welt"3) gelten. Diese In-

1) Vgl. z. B. H. Jon Rosenbaum/William G. Tyler, 
South-South relations: the economic and political 
content of interactions among developing countries, 
in: International Organization, vol. 29, no. 1, Winter 
1975, S. 243—274; Volker Matthies, Süd/Süd-Bezie-
hungen und kollektive Self-Reliance, in: Verfassung 
und Recht in Übersee 1/78, S. 59—87.
2) So Gunnar Adler-Karlsson, The Political Eco-
nomy of East-West-South Cooperation, Wien-New 
York 1976, S. 40ff.
3) Zur Definition siehe Dieter Nohlen/Franz Nu-
scheler, Was heißt Dritte Welt? in: dies. (Hrsg.), 
Handbuch der Dritten Welt, Bd. 1: Unterentwick-
lung und Entwicklung, Hamburg 1982, S. 17.

Bei diesem Beitrag handelt es sich um eine gekürzte 
und bearbeitete Fassung der Einführung zu dem 
vom Verfasser hrsg. Sammelband „Süd-Süd-Bezie- 
nungen. Zur Kommunikation, Kooperation und Soli-
darität zwischen Entwicklungsländern", der dem-
nächst erscheinen wird. 

teraktionen umgreifen sämtliche Bewegungen 
von Informationen, Geld, physischen Objek-
ten, Menschen und anderen materiellen und 
immateriellen Größen über die Staatsgrenzen 
dieser Länder hinweg, sei es bi- oder multilate-
ral, im subregionalen/regionalen/interregio-
nalen Rahmen, als Konflikt oder Kooperation. 
Den größten Teil der Süd-Süd-Beziehungen 
machten bisher „klassische" zwischenstaatli-
che Interaktionen aus, etwa im Bereich der Di-
plomatie (z. B. Zusammenarbeit von Entwick-
lungsländern in der Bewegung der Blockfrei-
en), im Bereich des Handels (z. B. Brasiliens 
Handel mit afrikanischen Staaten) oder im Be-
reich des Militärs (z. B. Brasiliens Rüstungslie-
ferungen an den Irak und dessen Krieg mit 
Iran). Doch gibt es in den Süd-Süd-Beziehun-
gen auch nicht-staatliche (oder zumindest 
nicht exklusiv-staatliche) Interaktionen, die 
man als „transnationale" Süd-Süd-Beziehun-
gen bezeichnen könnte, und deren Schwer-
punkt im Bereich der Bewegung von Men-
schen und Ideen (z. B. Wander- und Gastarbei-
ter, Flüchtlingsströme, Touristen, Wissen-
schaftleraustausch) liegt.
Eng verbunden mit dem Aufkommen der Süd-
Süd-Beziehungen waren verschiedene 
„Schlüsselbegriffe"4), die diesen Beziehungen 
ideologischen und programmatischen Aus-
druck gaben. Die wichtigsten dieser Begriffe 
waren die „Kollektive Self-Reliance" (als ge-
meinsame Verhandlungsstrategie der Ent-
wicklungsländer gegenüber den Industrielän-
dern und als gemeinsame alternative Entwick-
lungsstrategie der Entwicklungsländer), die 
„Süd-Süd-Kooperation" (als wirtschaftliche 
Kernsubstanz der kollektiven Self-Reliance), 
die „Wirtschaftliche Zusammenarbeit zwi-
schen Entwicklungsländern"/ECDC und die 
„Technische Zusammenarbeit zwischen Ent-
wicklungsländern"/TCDC (als wichtigste Teil-
sektoren der Süd-Süd-Kooperation) sowie der



„Süd-Süd-Dialog'1 (als institutionalisierte Kom-
munikation der Entwicklungsländer, die die 
Diskussion und Verhandlungen über einen 
Ausbau kooperativer Süd-Süd-Beziehungen 
erfaßt).

5) Siehe hierzu Robert Furtak, Kuba in der Dritten 
Welt, in: Volker Matthies (Hrsg.), Süd-Süd-Bezie-
hungen, München-Köln-London 1982.
6) Vgl. hierzu Tom Forrest, Brazil and Africa: Geo-
politics, Trade, and Technology in the South Atlan-
tic, in: African Affairs, vol. 81, no. 322, Januar 1982, 
S. 3—20; Dieter Braun, Indiens Süd-Beziehungen, in: 
Volker Matthies (Hrsg.), Süd-Süd-Beziehungen, 
a. a. O.; Gerhard Drekonja-Kornat, Lateinamerika — 
Arabische Staaten: Elemente einer Süd-Süd-Achse, 
in: Entwicklung + Zusammenarbeit 4/82, S. 10,
S. 13; Hartmut Neitzel, Afro-Arabische Beziehun-
gen, in: Volker Matthies (Hrsg.), Süd-Süd-Beziehun-
gen, a. a. O.; IMF Survey vom 4. 9.1978 (Wave of 
Middle East Migration raises Question of Policy in 
many Countries); Kathleen Newland, Internationale 
Wanderung von Arbeitskräften, in: Europa-Archiv, 
35. Jahr, 11. Folge vom 10. Juni 1980, S. 354 — 364; 
Benno Engels, Wirtschaftliche Zusammenarbeit 
zwischen Entwicklungsländern, in: Volker Matthies 
(Hrsg.), Süd-Süd-Beziehungen, a. a. O.
7) Vgl. Khushi M. Khan, Das „Forum Dritte Welt“, in:

Auf der politischen Ebene kam die Intensivie-
rung der Süd-Süd-Beziehungen wohl am deut-
lichsten in der Aktivierung und Ausbreitung 
von regionalen und vor allem regionenüber-
greifenden Organisationen, wie namentlich 
der Bewegung der Blockfreien und der 
„Gruppe der 77", zum Ausdruck. Militärisch 
manifestierten sich Süd-Süd-Beziehungen u. a. 
in den Interventionen Kubas in Afrika (Ango-
la, Äthiopien)5). Auf der wirtschaftlichen 
Ebene fanden Süd-Süd-Beziehungen ihre wohl 
spektakulärste Ausprägung in der Handelsof-
fensive Brasiliens gegenüber Afrika, in der 
technischen Hilfe Indiens an arabische und 
afrikanische Staaten, in der wachsenden Zu-
sammenarbeit zwischen arabischen Olländern 
und lateinamerikanischen Schwellenländern 
einerseits und zwischen arabischen und afri-
kanischen Staaten andererseits, in der Wande-
rung von Arbeitskräften aus Süd- und Südost-
asien in die arabischen Ölländer sowie vor al-
lem in der Dynamik des Süd-Süd-Handels (mit 
jährlichen Zuwachsraten im Durchschnitt der 
Jahre 1970—1979 von 28 % gegen

6

über 6,6 % im 
Zeitraum 1955—1970, wobei der, Handel mit 
mineralischen Brennstoffen an dieser Dyna-
mik nur marginal beteiligt war ). Auf der kul-
turell-kommunikativen Ebene manifestierten 
sich die Süd-Süd-Beziehungen vielleicht am 
deutlichsten in der Herausbildung von re-
gionenübergreifenden intellektuell-wissen-
schaftlichen Netzwerken wie etwa dem „Fo-
rum Dritte Welt" oder der .Assoziation der 
Ökonomen der Dritten Welt“7).

Fragt man nun nach den Ursachen für diese 
auffällige Verdichtung der Süd-Süd-Beziehun-
gen in den siebziger Jahren, so lassen sich drei 
wesentliche Faktoren anführen: die Weltwirt-
schaftskrise zu Anfang der siebziger Jahre, das 
Aufkommen neuer dynamischer Wirtschafts-
und Machtzentren in der Dritten Welt und der 
weitgehende Mißerfolg vorherrschender Ent-
wicklungsstrategien und -politiken:
— Die Weltwirtschaftskrise (Zusammenbruch 
der Weltwährungsordnung von Bretton 
Woods, öl- und Nahrungsmittelkrise, Rezes-
sion und Protektionismus in den Industrielän-
dern) ließ die Entwicklungsländer zunehmend 
ihre strukturelle Benachteiligung im über-
kommenen arbeitsteiligen und von den Indu-
strieländern gesteuerten und kontrollierten 
Weltwirtschaftssystem erkennen. Daher soli-
darisierten und organisierten sie sich gegen-
über den Industrieländern und forderten von 
diesen die Errichtung einer „Neuen Weltwirt-
schaftsordnung“, welche die Kosten- und 
Nutzenverteilung des weltwirtschaftlichen 
Austausches zu ihren Gunsten verändern 
sollte.
— Die Weltwirtschaftskrise wurde zugleich 
begleitet von einer relativen Schwächung der 
Position der Industrieländer und einer relati-
ven Stärkung der Position der Entwicklungs-
länder im allgemeinen und bestimmter Grup-
pen von Entwicklungsländern im besonderen. 
Die OPEC-Länder hatten mit ihrer „Ölwaffe" 
erstmals erfolgreich „Wirtschaftsmacht" gegen 
die Industrieländer ausgeübt und eine Anzahl 
(industrieller) Schwellenländer in der Dritten 
Welt setzte die „klassischen" Industrieländer 
zunehmend unter Konkurrenzdruck. Das Auf-
kommen dieser neuen dynamischen Wirt-
schafts-, Finanz- und Machtzentren in der 
Dritten Welt mit neuen Angebots- und Nach-
fragepotentialen gab die wichtigste materiell-
ökonomische Basis für die Intensivierung der 
Süd-Süd-Beziehungen ab.
— Hinzu trat die wachsende Erkenntnis 
des weitgehenden Fehlschlags bisher vor-
herrschender Entwicklungsstrategien und 
-Politiken. Entgegen der langjährig von den In-
dustrieländern (auf der Grundlage ihrer Mo-
dernisierungstheorien) verkündeten Behaup-
tung, daß sich durch gezielten Kapital- und 
Technologietransfer wirtschaftliches Wachs-

Khushi M. Khan/Volker Matthies (Hrsg.), „Hilfswis-
senschaft" für die Dritte Welt oder „Wissenschafts-
imperialismus'’?, München 1976, S. 379ff.; Zur Ent-
wicklung der Assoziation der Ökonomen der Drit-
ten Welt, in: Asien, Afrika, Lateinamerika, (Berlin-
Ost) Heft 6, Band 5, 1977, S. 1061—1064.



tum von den Industrie- auf die Entwicklungs-
länder übertragen lasse und diese dadurch zu 
gleichgewichtigeren Partnern in einer arbeits-
teiligen Weltwirtschaft mache, hatte sich die 
wirtschaftliche Lage der meisten Entwick-
lungsländer deutlich verschlechtert. Depen-
denztheoretische Studien schärften in den 
Ländern der Dritten Welt das Bewußtsein 
über die negativen Auswirkungen ihrer histo-
risch gewachsenen Abhängigkeit von den In-
dustrieländern und verwiesen zunehmend 
darauf, sich nicht länger allein oder vorrangig 
auf die Zusammenarbeit mit den und auf die 
Hilfe der Industrieländer zu verlassen, son-
dern in steigendem Maße — sei es individuell 
als Einzelland oder kollektiv als Ländergruppe 
— eigene Anstrengungen zu unternehmen, 
um Antriebskräfte für wirtschaftliches Wachs-
tum und gesellschaftliche Entwicklung ver-
mehrt aus sich selbst heraus zu mobilisieren 
(Eigenpotential an Ressourcen und Fähigkei-
ten; Stichwort: kollektive Self-Reliance). An-
gesichts des gegen Ende der siebziger Jahre 
deutlich stagnierenden Nord-Süd-Dialoges 
über eine Neue Weltwirtschaftsordnung so-
wie des wachsenden Protektionismus und des 
verringerten Wirtschaftswachstums in den In-
dustrieländern waren die Entwicklungsländer 
einem noch stärkeren Druck ausgesetzt; sie 
mußten gewissermaßen aus ihrer Not eine Tu-
gend machen und in der „Süd-Süd-Option" ei-
nen „Ausweg“ aus der Misere der Nord-Süd-
Beziehungen sehen8).

Historische Aspekte

In ihren Augen handelte es sich hierbei weni-
ger um einen gegen die Industrieländer ge-
richteten Akt der Konfrontation, sondern viel-
mehr um die Wahrnehmung einer histori-
schen Emanzipationschance. Lange Zeiträume 
hindurch hatten die Gesellschaften der heuti-
gen Dritten Welt infolge kolonialer Zentrum-
Peripherie-Beziehungen und der aus diesen 
Beziehungen resultierenden „Feudalstruktur" 
des internationalen Systems9) keine eigen-
ständigen Beziehungen untereinander auf-
nehmen und pflegen können. Nunmehr bot 
sich ihnen die Chance, im Zuge des Aufbaus 
der heutigen Süd-Süd-Beziehungen eben dies

8) Vgl. Julius K. Nyerere, South-South Option, in: 
Third World Quarterly, vol. 4, no. 3, Juli 1982; Celso 
Furtado, South-South the way out, in: Development 
1981:3/4, S. 132f.
9) Vgl. Johan Galtung, Eine strukturelle Theorie des 
Imperialismus, in: Dieter Senghaas (Hrsg.), Imperia-
lismus und strukturelle Gewalt, Frankfurt/Main 
1972, S. 96 ff.

nachzuholen und dabei zum Teil wieder an die 
Tradition vorkolonialer Süd-Süd-Beziehungen 
anzuknüpfen. Denn lange bevor die Europäer 
den Gesellschaften der heutigen Dritten Welt 
die „Feudalstruktur'1 der Nord-Süd-Beziehun-
gen aufzwangen, bestanden zwischen etlichen 
Vorläufern dieser Gesellschaften "durchaus 
vielfältige, intensive und dauerhafte Kommu-
nikations- und Wirtschaftsbeziehungen:
„Der Fernhandel im vorkolonialen Asien und 
Afrika war ein System internationaler Spezi-
alisierungen und lebhaften Austausches und 
beruhte weithin auf Massengütern. Dies läßt 
sich von der großen Zahl der Handelswege — 
zu Land und zur See —, der Anzahl der an die-

sem Austausch beteiligten Länder, der Regel-
mäßigkeit der Reisen, der Größe der Schiffe, 
der Größe und Art der Reisewagen, der Art 
der getauschten Güter (wie Reis, Textilien, 
Salz, Pferde und Holz) und der großen Zahl der 
Händler und Handelsgesellschaften ableiten. 
... Nach der Eröffnung der Kaproute nach In-
dien begannen die technologischen und Han-
delsbeziehungen im Süden abzubrechen. Die 
Süd-Süd-Verbindungen wurden nicht durch 
das produktive System oder die Handelsunter-
nehmungen des Nordens zerstört, sondern 
durch die Überlegenheit in der Militärtechnik.



Der Prozeß der Auflösung der alten Handels-
und Transportverbindungen nahm in ver-
schiedenen Teilen der Welt unterschiedliche 
Formen an ... Ab 1760 gab es ein beachtliches 
System des weltweiten Kolonialhandels. Seit-
her wurden Rohstoffe aus allen Teilen der tro-
pischen Welt nach Europa gebracht und es gab 
Bevölkerungsbewegungen von einem Teil der 
Welt in einen anderen, um Arbeitskräfte für 
die Plantagen zu haben. In vielen Teilen der 
Welt wurde die Bodennutzung entsprechend 
den Erfordernissen der europäischen Wirt-
schaft verändert Afrika, der größte Teil Süd-
amerikas und ein Großteil von Asien wurden 
Außenstellen der industrialisierten See-
mächte des Nordens als Rohstoff- und Nah-
rungsmittelquellen. Das koloniale Transport-
system wurde in erster Linie aufgebaut, um 
den militärischen, politischen und wirtschaft-
lichen Interessen der Kolonialmächte zu die-
nen."10 )

,10) Zitiert nach der deutschen Übersetzung des UN/ 
TCDC/5-Dokuments, New York, 13. März 1980 (Re-
port on the state of transport and Communications 
among developing countries) in: Neue Entwick-
lungspolitik, Jg. 7, Nr. 2, 1981.
11) Vgl. hierzu Dieter Schröder, Die Konferenzen 
der Dritten Welt, Hamburg 1968.

Im Zuge dieser historischen Entwicklungen 
bildete sich die (von Galtung so genannte) „feu-
dale Interaktionsstruktur" zwischen Metro-
pole und Peripherie heraus.
Im Rahmen hermetisch abgeschlossener verti-
kaler Nord-Süd-Beziehungen ergaben sich 
erst im Gefolge der Dekolonisation im 
20. Jahrhundert wieder neue Chancen zur An-
knüpfung von Süd-Süd-Beziehungen und da-
mit zur „Entfeudalisierung" internationaler Be-
ziehungen (Horizontalisierung und Multilate-
ralisierung des Verhältnisses Peripherie-Me-
tropole einerseits und des Verhältnisses Peri-
pherie-Peripherie andererseits). Zunächst blie-
ben die frühen Süd-Süd-Beziehungen weitge-
hend auf informelle und sporadische Kommu-
nikation zwischen Personen und Personen-
gruppen im Kontext anti-kolonialer, nationali-
stischer Panbewegungen (z. B. Pan-Afrikanis-
mus) und der afro-asiatischen Konferenzdiplo-
matie begrenzt11). In späteren Jahren formali-
sierten und verstetigten sich diese Beziehun-
gen jedoch und institutionalisierten sich in 
regionalen (z. B. Organisation für die Einheit 
Afrikas) und regionenübergreifenden (z. B. Be-
wegung der Blockfreien) Organisationen. Im 
Rahmen vielfältiger, meist im regionalen/sub-
regionalen Bereich verbleibender Integra-
tions- und Kooperationsbestrebungen gab es 

neben diesen diplomatisch-politischen Süd-
Süd-Beziehungen bald auch einen ersten, be-
scheidenen wirtschaftlichen Austausch zwi-
schen den in die Unabhängigkeit entlassenen 
Staaten. In den siebziger Jahren erlangten 
dann die Süd-Süd-Beziehungen aus den be-
reits genannten Gründen heraus eine „neue" 
Qualität: Sie zeichneten sich nun durch eine 
auffällige Dynamik und Verdichtung sowie 
durch eine Ausdehnung ihrer geographischen 
Reich- und sektoralen Spannweite aus. In der 
historischen Perspektive stellen die gegen-
wärtigen Süd-Süd-Beziehungen also keines-
wegs eine gänzlich „neue" Dimension interna-
tionaler Beziehungen dar, sondern eher eine 
Rekonstruktion der alten, durch den Koloni-
alismus verschütteten bzw. blockierten Bezie-
hungen in einem qualitativ veränderten histo-
risch-politischen Zusammenhang (kapitalisti-
sches Weltwirtschaftssystem).

Fragestellungen

Vor diesem Problemhorizont der Süd-Süd-Be-
ziehungen sollen nun einige Fragestellungen 
formuliert werden:
— Aus der Erkenntnis heraus, daß — histo-
risch gesehen — die gegenwärtigen Süd-Süd-
Beziehungen einen Emanzipationsakt der Ent-
wicklungsländer darstellen, müßte gefragt 
werden, ob bzw. in welchem Maße diese Bezie-
hungen bereits die überkommene „Feudal-
struktur“ des internationalen Systems aufge-
lockert oder modifiziert, also strukturverän-
dernde und/oder strukturbildende Kraft ent-
faltet haben? Könnten Süd-Süd-Beziehungen 
langfristig gar zu einem Substitut der Nord-
Süd-Beziehungen werden oder können sie al-
lenfalls eine Ergänzungsfunktion überneh-
men?
— Ferner müßte nach den Erfolgsbedingun-
gen und -chancen eines weiteren Ausbaus ko-
operativer Süd-Süd-Beziehungen gefragt wer-
den, wie er in den Vorstellungen von einer 
kollektiven Self-Reliance und der Süd-Süd-
Kooperation (inklusive ECDC und TCDC) ver-
ankert ist?. Zur Beantwortung dieser Frage 
müßten vor allem der Wille und die Fähigkeit 
der Länder der Dritten Welt zur Organisie-
rung, Solidarisierung und Machtausübung ge-
genüber den Industrieländern und zur Bewäl-
tigung von Problemen auch in ihren eigenen 
Reihen untersucht werden.
— Schließlich sollte auch danach gefragt wer-
den, zu welchem Zweck und zu wessen 
Nutzen denn Süd-Süd-Beziehungen letztend-
lich überhaupt betrieben werden? Diese Frage 



hebt zentral auf die entwicklungspolitischen 
Ziele und Wirkungen von Süd-Süd-Beziehun-
gen ab (kollektive Self-Reliance als alternative 
Entwicklungsstrategie), also auf eine Abschät-
zung ihres Beitrages zur Überwindung von 

Unterentwicklung. Zur Beantwortung dieser 
Frage gilt es vornehmlich die sozialen Träger 
und Nutznießer von Süd-Süd-Beziehungen 
(Staatsklassen und/oder andere Bevölke-
rungsgruppen?) auszumachen.

II. Zur Organisierung, Solidarisierung und Machtausübung 
der Entwicklungsländer gegenüber den Industrieländern

Organisation der Entwicklungsländer: 
„Gewerkschaft der Armen“

Süd-Süd-Beziehungen fanden und finden ei-
nen Ausdruck und Antrieb nicht zuletzt in der 
Aktivierung und Ausbreitung regionaler und 
überregionaler Organisationen12 ). Der Orga-
nisationsgrad der Entwicklungsländer nahm 
in den siebziger Jahren sichtlich zu und er-
höhte ihre Kommunikations- und Handlungs-
fähigkeit. Ein sich verdichtendes Kommunika-
tions- und Organisationsnetz ermöglichte den 
daran beteiligten Ländern in wachsendem 
Maße eine gemeinsame Koordinierung und 
Steuerung ihrer Interessen und Aktionen. 
Zwischenstaatliche (und auch transnationale) 
Organisationen wurden auf diese Weise in 
den Süd-Süd-Beziehungen zu Trägern institu-
tionalisierter Kommunikation und Koopera-
tion und dienten den Ländern der Dritten 
Welt in den Nord-Süd-Beziehungen als Instru-
mente syndikalistischer Gegenmacht („Ge-
werkschaft der Armen“, wie der tansanische 
Präsident Nyerere analog zu innergesell-
schaftlichen Verteilungskämpfen formulierte). 
Im Zuge ihrer effektiveren Organisierung 
wurde die Dritte Welt in den siebziger Jahren 
erstmalig zu einem eigenständigen und kon-
fliktfähigen Akteur in den internationalen Be-
ziehungen.

12) Für einen Überblick siehe Anselm Skuhra, Politi-
sche Gruppierungen von Staaten der Dritten Welt, 
in: Internationale Entwicklung 1977/IV, S. 9 ff.
13) Hierzu Robert A. Mortimer, The Third World 
Coalition in International Politics, New York 1980.

14) Hierzu Volker Matthies, Die Bewegung der 
Blockfreien, in: ders. (Hrsg.), Süd-Süd-Beziehungen, 
a. a. O.
15) Hierzu Karl P. Sauvant, Die Gruppe der 77, in: 
Volker Matthies (Hrsg.), Süd-Süd-Beziehungen, 
a. a. O.
16) Hierzu Rolf Hanisch, Die OPEC, in: Volker Mat-
thies (Hrsg.), Süd-Süd-Beziehungen, a. a. O.

Daran hatten zweifellos die Bewegung der 
Blockfreien und die „Gruppe der 77" den größ-
ten Anteil, die „arbeitsteilig“ eine gemeinsame 
Zusammenfassung und Artikulierung politi-
scher und wirtschaftlicher Dritte-Welt-Inter-
essen betrieben und so eine Art von „Koalition 
der Dritten Welt" bildeten13 ), die zum „Rück-
grat" der „Gewerkschaft der Armen“ wurde. In-
nerhalb dieser Koalition zeichnete sich die Be-
wegung der Blockfreien durch eine größere 
thematische Spannweite (Ost-West- und 
Nord-Süd-Themen), und politische Dynamik 

(Pionierrolle bei der Erarbeitung und Propa-
gierung der Konzepte der kollektiven Self-Re-
liance und Neuen Weltwirtschaftsordnung; 
Katalysator-Rolle innerhalb der „Gruppe der 
77“) sowie durch einen höheren Grad an Ex-
klusivität (genuine Eigenorganisation von aus-
gewählten Entwicklungsländern außerhalb 
des UN-Systems) aus14 ). Die „Gruppe der 77" 
war hingegen stärker thematisch spezialisiert 
(Nord-Süd-Themen), agierte innerhalb des 
UN-Systems (im Rahmen des Gruppensystems 
der UNCTAD) und war dementsprechend 
auch in ihrer Mitgliedschaft universaler aus-
gerichtet15 ). Ihren spektakulärsten Erfolg er-
zielte diese „Koalition der Dritten Welt“ wohl 
mit der Herbeiführung des Nord-Süd-Dialoges 
über die Errichtung einer Neuen Weltwirt-
schaftsordnung.

Ohne die unterstützende Mitwirkung der 
OPEC allerdings wäre dieser Erfolg kaum 
möglich gewesen. Das Vorgehen des Erdölkar-
tells zu Anfang der siebziger Jahre demon-
strierte den übrigen Entwicklungsländern ein-
dringlich die Möglichkeit und den Erfolg von 
Machtausübung im Zuge von Solidarisierung, 
Organisierung und gemeinsamer Aktion16 ). 
Dieses handlungsorientierte Modell effektiver 
Süd-Süd-Kooperation wurde seither auf die 
Dritte Welt als Ganzes übertragen und gab 
auch der Formierung der „Koalition der Drit-
ten Welt" einen wichtigen politisch-psycholo-
gischen Anstoß. Doch trotz dieser unbestreit-
baren bisherigen Erfolge einzelner Organisa-
tionen von Entwicklungsländern (OPEC) und 
der „Koalition der Dritten Welt" insgesamt 
sind in den letzten Jahren schwerwiegende or-
ganisatorische Defizite der Dritten Welt er-
kannt worden. In einer „Ära der Verhandlun-



gen“, die durch eine wachsende Komplexität 
der Verhandlungsgegenstände und durch die 
zeitliche Diskontinuität sowie institutioneile 
Mehrgleisigkeit der Verhandlungsprozesse 
gekennzeichnet sei, so hoben Politiker und 
Wissenschaftler der Dritten Welt (u. a. Tansa-
nias Staatspräsident Nyerere, Common-
wealth-Generalsekretär Ramphal und der dem 
„Forum Dritte Welt" angehörende Mahbub Ul 
Haq) hervor17 ), bedürften die Entwicklungs-
länder eines permanenten „Sekretariats der 
Dritten Welt“; darunter wäre eine durch admi-
nistrativ-technische Sachkompetenz und Lei-
stungsfähigkeit ausgewiesene Service-Orga-
nisation zu verstehen, die gegenüber den mit 
effizienten Verhandlungsbürokratien und pla-
nerischen „Denkfabriken“ gut ausgestatte-
ten Industrieländer-Wirtschaftsblöcken der 
OECD und des COMECON ein organisatori-
sches Gegengewicht bilden soll.

17) Siehe hierzu Shridat S. Ramphal, Not by Unity 
alone: The Case for Third World Organisation, in: 
Third World Quarterly, vol. 11, no. 3, Juli 1979, 
S. 43 ff.; Julius K. Nyerere, South-South Option, 
a. a. O.; Mahbub Ul Haq, Beyond the Slogan of 
South-South Co-operation, in: World Development, 
vol. 8,1980, S. 743 ff.; ferner Kenneth O. Hall, Techni-
cal and Organizational Support for Developing 
Countries on International Economic Negotiations: 
A Report, in: The Group of 77: Strengthening Its Ne-
gotiating Capacity, Third World Forum Occasional 
Paper No. 11, Nyon 1979.
18) Vgl. hierzu Frank R. Pfetsch/Martin Kaiser (un-
ter Mitarbeit von Winfried Wolf), Wirtschafts-
und gesellschaftspolitische Aktionsprogramme ...,
a. a. O„ S. 62.

Doch trotz wiederholter Aufrufe zur Einrich-
tung eines solchen Sekretariats ist es bisher 
nicht zu einer Realisierung des Projektes ge-
kommen. Wenngleich auch in den letzten Jah-
ren eine deutliche Tendenz zu einer Versteti-
gung und Formalisierung der Organisationen 
der Entwicklungsländer unverkennbar war, so 
scheint doch auch weiterhin die große Mehr-
heit dieser Länder eine Präferenz für eher 
„weiche" (lockere) Organisationsstrukturen 
(mit Abstimmungsmodalitäten nach dem Kon-
sensprinzip, mit wechselndem Turnus des 
Vorsitzes und der Konferenzorte sowie mit 
dem Verzicht auf ständige Stäbe) zu haben18 ). 
In dieser Bevorzugung scheint u. a. eine große 
Empfindsamkeit der Entwicklungsländer in 
Bezug auf eine mögliche Einschränkung ihrer 
erst frisch erworbenen Souveränität und for-
malen Gleichheit zum Ausdruck zu kommen, 
die sie im Rahmen einer „härteren" Organisa-
tionsstruktur offenbar von Seiten mächtigerer 
und einflußreicherer Staaten befürchten.

Solidarität der Entwicklungsländer: 
Einheit trotz Vielfalt?

Bei der Frage nach der Solidarität der „Ge-
werkschaft der Armen" muß man davon ausge-
hen, daß die Länder der Dritten Welt zwar ei-
nerseits in ihrer Politik gegenüber den Indu-
strieländern ein Bild der Geschlossenheit ab-
geben, andererseits jedoch einem Prozeß fort-
schreitender sozio-ökonomischer Differenzie-
rung unterliegen, der begründete Zweifel an 
der Dauerhaftigkeit und Tragfähigkeit ihres 
Zusammenhalts aufkommen läßt.

Neuere Untersuchungen zum Differenzie-
rungsprozeß in der Dritten Welt prognostizie-
ren für die Zukunft wachsende wirtschaftliche 
Interessengegensätze zwischen den Entwick-
lungsländern:

„Eine Beurteilung der ... Entwicklungsländer 
nach ihrem Wachstums-, Industrialisierungs-
und Rohstoffpotential... verdeutlicht, daß die 
wirtschaftlichen Probleme und Interessen ein-
zelner Gruppen von ihnen höchst unterschied-
lich sind: Etwa 20 verhandlungs tarke Ak-
teure besitzen subregionale Einflußzonen, 
sind regionale Führungsmächte oder können 
dies bald werden und prägen die Süd-Süd-Be-
ziehungen ... Mehr als hundert Nationalstaa-
ten dagegen sind und bleiben schwache Ak-
teure. Einige ... werden sich um Integrations-
prozesse bemühen, jedoch auf größte Schwie-
rigkeiten stoßen, da sie keine gemeinsame Ag-
glomerationsachse besitzen ... Wieder andere 
werden sich an Länder im Industrialisierungs-
prozeß ankoppeln, ohne dadurch viel zu ge-
winnen. Wo aber intraregionale Industrie- und 
Machtzentren fehlen oder schwach entwickelt 
sind, werden externe Dominationszentren für 
Klein- und Kleinststaaten ... bestimmend blei-
ben, etwa Frankreich in Schwarzafrika."19 )

Im Gefolge der Erdöl-Politik der OPEC-Län-
der schien sich auch die Erdölpreisexplosion 
in den siebziger Jahren als eine Belastung für 
die Solidarität der Entwicklungsländer zu er-
weisen. Die erdölexportierenden Länder er-
zielten ihre Einkommenssteigerungen (aus 
erhöhten Erdölpreisen) ja auch auf Kosten 
der nicht über Erdöl verfügenden (Entwick-
lungs-)Länder, denen sie erhebliche finanzielle 
Mittel entzogen und die sie vor schwierige 
Anpassungsprobleme stellten. Daß die Ol-

,19) Zitiert nach Klaus Eßer, Industriealisierungspro-
zesse und Weiterentwicklung der Weltwirtschafts-
ordnung, in: Volker Matthies (Hrsg.), Süd-Süd-Be-
ziehungen, a. a. O. 



preisfrage trotz gelegentlicher Kritik (u. a. auf 
der Blockfreien-Gipfelkonferenz von Havanna 
und der UNCTAD-Konferenz von Manila im 
Jahre 1979) dennoch nicht zur „Gret
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chenfrage" 
der Solidarität der Dritten Welt wurde, ist 
letztlich nur darauf zurückzuführen ),  daß die 
Nicht-OPEC-Länder unterschiedlich hart von 
den Preissteigerungen betroffen wurden (zwei 
Drittel aller Ölimporte von Entwicklungslän-
dern entfallen auf nur wenige Großabnehmer, 
die sich zumeist im Industrialisierungsprozeß 
befinden und ihre höheren Ölrechnungen zu 
einem gut Teil durch ihre Partizipation an dem 
Importboom der mittelöstlichen OPEC-Länder 
an Waren, Dienstleistungen und Arbeitskräf-
ten wieder ausgleichen konnten) und daß die 
OPEC-Länder die Vielzahl der kleineren Öl-
importeure in der Dritten Welt durch die Um-
wandlung des zunächst exklusiv angelegten 
Energie-Dialogs zwischen Nord und Süd in ei-
nen allgemeinen Rohstoff- und Entwicklungs-
Dialog zu besänftigen vermochten und ihnen 
auch (als Ersatz für die eigentlich geforderten 
präferentiellen ölpreise) durch eine Steige-
rung ihrer bi- und multilateralen Entwick-
lungshilfe (zwischen 1973 und 1980 sollen ins-
gesamt für ca. 39 Mrd. $ Entwicklungshilfekre-
dite und nichtrückzahlbare Leistungen ausge-
zahlt worden sein, zuzüglich 19,3 Mrd. $ für 
kommerzielle Kredite und Investitionen) ent-
gegenkamen.
Angesichts dieser Lage bezweifeln skeptische 
Beobachter die Dauerhaftigkeit und Tragfä-
higkeit der Solidarität der Entwicklungslän-
der. Während einige zu erkennen glauben, 
„daß sich Tendenzen zu einer dreischichtigen 
Struktur der kapitalistischen Weltökonomie 
verstärken und eine ,Semi-Peripherie' von Ent-
wicklungsländern eine Mittel
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schicht zwi-

schen Metropole und Peripherie bildet" ), also 
gewissermaßen eine wachsende „Bourgeoisie-
rung" der OPEC- und Schwellenländer und de-

20) Vgl. hierzu und zum folgenden Rolf Hanisch, Die 
OPEC, a. a. O.; Paul Hallwood/Stuart Sinclair, 
OPEC’s Developing Relationships with the Third 

World, in: International Affairs, vol. 58, no. 2, Spring 
1982, S. 271—286; dies., Oil, Debt and Development: 
OPEC in the Third Wolrd, London 1981; Rehman 
Sobhan, Institutional Mechanisms for Channeling 
OPEC Surpluses within the Third World, in: Third 
World Quarterly, vol 2, no. 4, Oktober 1980, S. 721— 
745; Ibrahim F. I. Shihata, The OPEC Aid Record, in: 
World Development, vol. 7, 1979, S. 161—173; Bijan 
Mossavar-Rahmani, OPEC and NOPEC: Oil in 
South-South Relations, in: Journal of International 
Affairs, vol. 34, no. 1, Spring/Summer 1980, S. 41— 
58.
21)So Dieter Nohlen/Franz Nuscheler, Was heißt 
Dritte Welt?, in: dies. (Hrsg.), Handbuch der Dritten 
Welt, Bd. 1, a. a. O„ S. 20 f. 

ren Kooptation als „neureiche Mittelschicht" 
in den Kreis der Wohlhabenden und Privile-
gierten der Weltgesellschaft vorhersagen22 ), 
kritisieren andere die weiter anhaltende „Ein-
heitsfrontstrategie" und „Blockbildung" der 
Dritten Welt als den neueren Entwicklungen 
unangemessene Erscheinung23 ). Demgegen-
über wird ein „differenzierender Ansatz" (Kon-
zepte der „Graduierung", „Regionalisierung“, 
„Klassifizierung") propagiert, der die unter-
schiedlichen Probleme je verschiedener Ent-
wicklungsländer-Gruppen adäquater anpak-
ken und lösen soll. Dabei wird betont, daß die-
ser Ansatz keineswegs ein Aufbrechen der So-
lidarität der Dritten Welt zum Ziel habe, son-
dern nur der Entlastung des stagnierenden 
globalen Nord-Süd-Dialoges dienen solle.

22) So Roger D. Hansen, The political economy of 
North-South relations: How much change?, in: In-
ternational Organization, vol. 29, no. 4, 1975, S. 94 
off.
23) So z. B. Klaus Eßer, Industrialisierungsprozesse 
und Weiterentwicklung der Weltwirtschaftsord-
nung, in: Volker Matthies (Hrsg.), Süd-Süd-Bezie-
hungen, a. a. O.
24) Hierzu siehe Godfrey Gunatilleke, Collective 
Self-Reliance: Von der Dependenz zur Interdepen-
denz, in: Volker Matthies (Hrsg.), Süd-Süd-Bezie-
hungen, a. a. O.; Shridat S. Ramphal, South-South: 
Parameters and Pre-Conditions, in: Third World 
Quarterly, vol. 4 no. 3, Juli 1982; Ismail-Sabri Abdal-
la, Heterogeneity and Differentiation — The End for 
the Third World?, in: Development Dialogue 1978:2, 
S.3—21.

Doch genau ein solches Unterlaufen der Soli-
darität der Dritten Welt, eine neue „Teile- und 
Herrsche"-Strategie der Industrieländer, wird 
von Vertretern der Entwicklungsländer in sol-
chen Ansätzen und Konzepten gesehen. Sie 
betonen (wie etwa Mitglieder des „Forums 
Dritte Welt“), daß ungeachtet der fortschrei-
tenden Differenzierung der Dritten Welt doch 
auch weiterhin eine fundamentale, historisch 
gewachsene „strukturelle Abhängigkeit“ aller 
Entwicklungsländer von den Industrieländern 
gegeben sei, die gemeinsame Interessen die-
ser Länder begründe (Reduzierung und letztli-
ehe Aufhebung der strukturellen Benachteili-
gung der Dritten Welt im internationalen Sy-
stem) und damit auch weiterhin eine solide in-
teressenpolitische Grundlage für die Solidari-
tät der Dritten Welt abgäbe24 ). Darüber hinaus 
schlossen sie sich auch der verhandlungsstra-
tegischen Argumentation Nyereres an, „daß 
die Einheit sogar der mächtigsten Untergrup-
pen in der Dritten Welt nicht ausreicht, um 
ihre Mitglieder im Weltwirtschaftssystem zu 
echten Agierenden anstelle von Reagierenden 
zu machen. Die Einheit der gesamten Dritten 
Welt ist notwendig, um den grundlegenden 



Wandel in den jetzigen Wirtschaftsvereinba-
rungen zu erreichen". Das Beispiel der OPEC 
habe gezeigt, „daß eine einzige Gewerkschaft 
— so mächtig sie auch ist —, die nur einen Teil 
eines ganzen Unternehmens abdeckt, nicht 
die grundlegende Beziehung zwischen Arbeit-
geber und Arbeitnehmer verändern kann"25 ).

25) Zitiert nach einer Rede von Tansanias Präsident 
Julius Nyerere auf der Arusha-Tagung der Gruppe 
der 77, Dokumentation von epd-Entwicklungspoli-
tik zu dem Arusha-Programm für kollektive Eigen-
ständigkeit, Mai 1979.
26) So Godfrey Gunatilleke, Collective Self-Reli-
ance: Von der Dependenz zur Interdependenz, 
a. a. O.
27) Vgl. z. B. Konrad Seitz, Die Dritte Welt als neuer 
Machtfaktor in der Weltpolitik, in: Europa-Archiv, 
30. Jahr, 7. Folge, 10. April 1975, S. 213—226; Wolf-
gang Hager, Angst vor der Dritten Welt?, in: Euro-
pa-Archiv, 14. Folge, 1975, S. 471—476.

28) Vgl. Tony Smith, Changing configurations of 
power in North-South-Relations since 1945, in: In-
ternational Organization, vol. 31, no. 1, 1977, S. 1— 
27.
29) So Rolf Hanisch, Produzentenvereinigungen von 
Entwicklungsländern, in: Volker Matthies (Hrsg.), 
Süd-Süd-Beziehungen, a. a. O.
30) So Stefan A. Musto, Die Macht der Entwick-
lungsländer: Realität oder Illusion?, in: Vierteljah-
resberichte, Nr. 63, 1976, S. 35.

Bei der wachsenden Vielzahl und Unter-
schiedlichkeit der Interessen in der Dritten 
Welt bedürfte es zum Erhalt der Süd-Süd-Soli-
darität in der Zukunft allerdings vor allem ge-
eigneter Verfahren für einen einigermaßen 
gerechten Interessenausgleich zwischen den 
Entwicklungsländern, und zwar abgehoben 
von einer „Mythologie der Dritten Welt mit ei-
gener Sprache, Symbolik und Glaubensarti-
keln"26 ). Dies könnte möglicherweise durch 
eine ausgewogene Kombination von global ge-
schnürten „Paketlösungen" einerseits, die ten-
denziell eine Vielzahl von gemeinsamen In-
teressen der Entwicklungsländer vereinen, 
und von regional-, gruppen- und problemspe-
zifisch differenzierten „Stückwerkslösungen" 
andererseits erreicht werden. Zusätzlich 
könnte ein System kompensatorischer Verein-
barungen dafür sorgen, bestimmte Länder 
und/oder Ländergruppen für im Verlauf von 
solidarischen Verhandlungen und Aktionen 
erlittene Verluste zu entschädigen.

Macht der Entwicklungsländer: 
Mythos und Realität

Vor dem Hintergrund der Energiekrise wurde 
in den siebziger Jahren in den Industrielän-
dern vielfach die apokalyptische Vision eines 
globalen kriegerischen Nord-Süd-Konflikts 
beschworen und über die „Macht der Dritten 
Welt“ gestritten. Die erfolgreiche Ausübung 
von „Wirtschaftsmacht" durch die OPEC ließ 
insbesondere das Droh- und Zwangspotential 
der Entwicklungsländer in der internationalen 
Rohstoffpolitik (Rohstoffkartelle) als relativ 
groß erscheinen27 ).
Mittlerweile jedoch hat diese aufgeregte und 
zu pauschalen Übertreibungen neigende Dis-

kussion der „Macht der Dritten Welt" wieder 
einer nüchterneren und differenzierteren Be-
trachtungsweise Platz gemacht. Die Grenzen 
dieser Macht glaubte man vor allem in den fol-
genden Faktoren zu erkennen:
— in der Unwahrscheinlichkeit einer systema-
tischen und gezielten Machtausübung durch 
die Dritte Welt als geschlossen handelnde 
Kraft; allenfalls einzelne Gruppen von Ent-
wicklungsländern (wie z. B. die OPEC) seien zu 
einem solchen Handeln fähig;
— in dem Fortbestehen der existenziellen ma-
teriellen Abhängigkeit der meisten Entwick-
lungsländer von den Industrieländern, die ei-
nen „internationalen Generalstreik" der erste-
ren letztlich kontraproduktiv für diese mache 
(wirtschaftliche Kosten, Systemzusammenbrü-
che)28 );
— in der Verringerung der „Wirtschaftsmacht" 
der Entwicklungsländer in der internationalen 
Rohstoffpolitik infolge wachsender Interes-
sengegensätze zwischen rohstoffexportieren-
den Entwicklungsländern (z. B. in bezug auf 
Marktanteile, zwischen alten und neuen An-
bietern), organisatorischer Defizite von Produ-
zentenvereinigungen, der sinkenden Nach-
frage und wachsenden Nutzung von Ersatz-
rohstoffen (Substitution) auf Seiten der Indu-
strieländer sowie der zunehmenden Erschlie-
ßung neuer Rohstoffvorkommen außerhalb 
der Dritten Welt. All diese Entwicklungen 
rechtfertigen es nicht, „allzu euphorische Hoff-
nungen auf das Emanzipations- und Entwick-
lungspotential der rohstoffexportierenden 
Entwicklungsländer durch Produzentenverei-
nigungen zu legen“29 );
— in der Erkenntnis, daß der gefürchteten 
„Macht der Dritten Welt" vielfach nur ein 
„Image von Macht" zugrunde lag, die Macht 
der Entwicklungsländer also im wesentlichen 
eine Funktion der Perzeption ihrer Macht 
durch die Industrieländer war30 ).
Doch sollte dieses Aufzeigen gewisser Gren-
zen der Macht der Dritten Welt nicht leicht-
fertig dazu verleiten, das Machtgewicht der 
Entwicklungsländer in den internationalen 
Beziehungen zu unterschätzen. Wie der Be-



griff des „Macht-Image" bereits andeutet, darf 
Macht nicht unbedingt nur mit materieller 
Überlegenheit, mit Militär- und Wirtschafts-
potential, gleichgesetzt werden; Macht be-
steht auch in der Fähigkeit, „jemand anderen 
durch die glaubhafte Drohung mit Sanktionen 
zu einem von ihm an sich abgelehnten Verhal-
ten zu bringen, weil er die in Aussicht gestell-
ten Zwangsmaßnahmen als noch unangeneh-
mer bewertet als das Nachgeben gegenüber 
dem Verlangen des Mächtigen''31 )- In diesem 
Sinne kann auch das Image von Macht effek-
tive Macht sein32 ).

34) Ebd.
35) Vgl. Mahbub Ul Haq, The Bargaining Power of 
the Poor Nations, in: MARGA Journal (Sri Lanka), 
vol. 3, no. 3, 1976, S. 7—15.
36) Vgl. Rainer Tetzlaff, Die Weltbank: Machtinstru-
ment der USA oder Hilfe für die Entwicklungslän-
der? Zur Geschichte und Struktur der modernen 
Weltgesellschaft, München-London 1980, S. 530.

Eine solche Wirkung, durchsetzt mit Elemen-
ten wirtschaftlicher Macht (OPEC), lag im we-
sentlichen dem gegen den Willen der Indu-
strieländer von den Entwicklungsländern her-
beigeführten Nord-Süd-Dialog über die Er-
richtung einer Neuen Weltwirtschaftsord-
nung zugrunde.
Doch der wichtigste Hebel zur Machtaus-
übung ist für die Entwicklungsländer ihre 
wachsende wirtschaftliche Integration in das 
kapitalistische Weltsystem. Im Zuge-dieser In-
tegration wird die Macht der Dritten Welt 
durch eine komplexe „Verflechtung von 
Schwäche und Stärke“ begründet, bei der die 
„ökonomische Schwäche der unterentwickel-
ten Länder ... gleichzeitig ein Element der 
Stärke“ ist, „weil sich die Industrieländer von 
einem gewissen Grad der Verelendung der 
Dritten Welt ab Gegenstrategien zur Verbes-
serung der Situation ... überlegen müssen, ge-
rade weil die unterentwickelten Länder öko-
nomisch schwach sind“33 ). Diese Kombination 
von politischer Schwäche, politischen Einfluß-
möglichkeiten, ökonomischer Stärke und 
Schwäche der Dritten Welt kann nur erklärt 
werden, „wenn die Struktur des internationa-
len Systems als Hierarchie von Gesellschaften 
unterschiedlicher Struktur und unterschiedli-

31) Vgl. Hanspeter Neuhold, Entwicklungsländer in 
der Weltpolitik — Überlegungen zur Stellung der 
Länder der Dritten Welt im internationalen System, 
in: Internationale Entwicklung 1977/III, S. 20.
32) Vgl. Stefan A. Musto, Die Macht der ..., a. a. O„ 
S.35.
33) Vgl. Hartmut Elsenhans, Entwicklungsländer in 
der Weltpolitik-Entwicklung und internationales 
Machtgefüge, in: Internationale Entwicklung 1977/ 

chen Entwicklungsstandes begriffen wird, in 
der der ökonomische Prozeß der Internationa-
lisierung der Produktion gesellschaftliche Si-
tuationen schafft, die verschiedene Interes-
senslagen und Konfliktpotentiale bedingen 
und deren Manifestierung in der Form be-
fürchteter oder vorhandener Konflikte die In-
dustrieländer als Privilegierte des internatio-
nalen Systems zu Konzessionen oder Gegen-
maßnahmen im Interesse der Stabilisierung 
des Gesamtsystems veranlaßt“34 ).
Also gerade aufgrund ihrer wirtschaftlichen 
Verflechtung mit den Industrieländern hätten 
die Entwicklungsländer eine Chance, die „um-
gekehrte Abhängigkeit" und damit die Ver-
wundbarkeit der Industrieländer in ausge-
wählten Bereichen in Erfahrung zu bringen 
und sodann als Einzelland, als Ländergruppe 
oder als Dritte Welt insgesamt ihre „Wirt-
schaftsmacht" (als Rohstofflieferanten, als 
Märkte und Anbieter von Arbeitskräften), 
„Chaosmacht“ (Drohung mit Krisen und Krie-
gen) und „Vetomacht" (Verweigerung kon-
struktiver Mitarbeit bei der Lösung globaler 
Probleme) zum Einsatz zu bringen35 ).
So läßt sich abschließend (in historischer Ana-
logie zu den europäischen Gewerkschafts-
kämpfen innerhalb der bürgerlichen National-
staaten) formulieren: „je stärker die wirtschaft-
liche Verweigerungsmacht und das politische 
Drohpotential von Entwicklungsländern als 
Folge ihrer zunehmenden Integration in eine 
differenzierte Weltarbeitsteilung werden, de-
sto größer sind ihre Chancen, verteilbare Sy-
stemgewinne und Mitspracherechte mittels 
Verfahren kompetitiver Kooperation auch 
durchzusetzen. Die OPEC-Staaten bieten hier-
für das bislang überzeugendste Beispiel.“36 )
Ob dieses Machtpotential jedoch genutzt wer-
den kann und wird, scheint nicht zuletzt von 
der Aufrechterhaltung der Solidarität und ei-
ner Verbesserung der Organisation der Drit-
ten Welt abzuhängen.



III. Zusammenarbeit der Entwicklungsländer 
zur Überwindung von Unterentwicklung

Kollektive Self-Reliance

Kollektive Self-Reliance kann zugleich als 
Strategie und Ideologie kooperativer Süd-Süd-
Beziehungen angesehen werden: Strategie im 
Sinne eines Solidaritätspaktes zwischen Län-
dern der Dritten Welt, der auf eine Reform der 
Weltwirtschaftsordnung abzielt, die kollektiv 
und gezielt herbeigeführt werden soll; Ideolo-
gie im Sinne einer Identitätssuche der Ent-
wicklungsländer im Zuge einer .Abkehr von 
historisch gewordenen Mustern wirtschaftli-
cher, politischer und kultureller Abhängig-
keit"37 ).

37) Vgl. Volker Lühr, Strategische Positionen latein-
amerikanischer Staaten in den internationalen Be-
ziehungen, in: Vierteljahresberichte, Nr. 84, Juni 
1981, S. 164f.
38) Ausführlicher zur kollektiven Self-Reliance
siehe Volker Matthies, Kollektive Self-Reliance, in: 
Dieter Nohlen/Franz Nuscheler (Hrsg.), Handbuch 
der Dritten Welt, Bd. 1, a. a. O., S. 380—394; Khushi
M. Khan/Volker Matthies, Collective Self-Reliance: 
Programme und Perspektiven der Dritten Welt Ein-
führung und Dokumente, München-London 1978;
Khushi M. Khan (Hrsg.), Self-Reliance als nationale
und kollektive Entwicklungsstrategie, München-
London 1980.

Als alternative Entwicklungsstrategie will 
kollektive Self-Reliance durch gemeinsame 
Anstrengungen der Entwicklungsländer vor 
allem eine grundlegende Umorientierung von 
deren Wirtschaftspolitiken fort vom Welt-
markt und hin auf die Binnen- und Regional-
märkte der Dritten Welt bewirken. Dabei soll 
sie den Gesellschaften der Dritten Welt letzt-
endlich eine nicht fremdbestimmte Existenz 
und Entwicklung ermöglichen, und zwar auf 
der Basis einer eigenständigen kulturellen 
Identität, eines autonomen politischen Ent-
scheidungs- und Steuerungsapparates sowie 
einer Nutzung lokal vorhandener sozio-öko-
nomischer Ressourcen und technologischer 
Fähigkeiten38 ).
Das Konzept der kollektiven Self-Reliance 
zeichnet sich durch seine „Zweidimensionali-
tät“ aus: Zum einen soll es durch die (bereits 
diskutierte) Organisierung, Solidarisierung 
und Machtausübung der Entwicklungsländer 
zu einer Neuen Weltwirtschaftsordnung füh-
ren, aber gleichzeitig und in enger Verbindung 
mit dieser ersten Dimension auch durch ver-
stärkte (wirtschaftliche und technische) Süd-
Süd-Kooperation (ECDC und TCDC) zur Über-
windung von Unterentwicklung beitragen.

Kollektive Self-Reliance ist bislang nicht zum 
tragenden Entwicklungsmodell der Dritten 
Welt geworden; es stellt jedoch immerhin ein 
Alternativmodell zu der vorherrschenden 
weltmarkt-assoziativen Entwicklung dar, „das 
in seiner radikalen Form eines völligen Ab-
hängens" der Entwicklungsländer von den In-
dustrieländern wegen der damit verbundenen 
Kosten wohl im Normalfall nicht zu verwirkli-
chen ist, das aber dennoch als Idealtypus für 
partielle Strategien und als allgemeines Leit-
bild durchaus von Bedeutung sein kann39 ).

Süd-Süd-Kooperation (ECDC, TCDC)

Wirtschaftliche und technische Zusammenar-
beit zwischen Entwicklungsländern gab es 
auch schon vor der Intensivierung der Süd-
Süd-Beziehungen in den siebziger Jahren. 
Diese Zusammenarbeit vollzog sich vornehm-
lich im Rahmen einer Vielzahl regionaler/sub-
regionaler Kooperations- und Integrationsan-
sätze (Zollunionen, Gemeinsame Märkte), mit 
denen vor allem die die Politik der Importsub-
stitution behindernde Enge nationale
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r Märkte 
überwunden werden sollte. Doch u. a. infolge 
unangemessener Modellierung (Europäische 
Gemeinschaft), des Ausbleibens von Wachs-
tumsimpulsen und ungleicher Nutzenvertei-
lung zwischen den beteiligten Ländern wur-
den die praktischen Erfahrungen mit dieser 
Wirtschaftskooperation überwiegend negativ 
eingeschätzt ).
Zur Wiederbelebung der Zusammenarbeit 
zwischen Entwicklungsländern in den siebzi-
ger Jahren bedurfte es daher eines veränder-
ten, neuen Begründungszusammenhanges: die 
kollektive Self-Reliance gab hierfür die theo-
retische Grundlage ab, die Wachstumsschwä-
che und der Protektionismus der Industrielän-
der (Bedeutungsminderung der Industrielän-
der als Hauptstimulanten des Wirtschafts-
wachstums in den Entwicklungsländern) so-
wie das Aufkommen neuer Wirtschafts- und 
Finanzzentren in der Dritten Welt (Schwellen-, 
und OPEC-Länder mit neuen Angebots- und

39) Zitiert nach Karl P. Sauvant, Von der politischen 
zur wirtschaftlichen Unabhängigkeit? Die Ur-
sprünge des Programms der Neuen Weltwirt-
schaftsordnung, in: Vereinte Nationen 2/79, S. 50. 
40) Vgl. hierzu und zum folgenden Benno Engels, 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen Ent-
wicklungsländern, a. a. O.



Nachfragepotentialen) stellten die materielle 
Basis bereit, und die Stagnation des Nord-Süd-
Dialogs steuerte den politischen Impetus bei. 
Außerhalb der bereits vorhandenen regiona-
len/subregionalen wirtschaftlichen Integra-
tionsansätze hatte die Bewegung der Block-
freien seit 1972 (Außenministerkonferenz von 
Georgetown) ein regionenübergreifendes .Ak-
tionsprogramm für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit“ in Angriff genommen. Seither 
schufen die Blockfreien ein institutionell-or-
ganisatorisches Netzwerk für die Zusammen-
arbeit zwischen ihren Mitgliedern (und ande-
ren Entwicklungsländern) in einer wachsen-
den Zahl wirtschaftlicher Sektoren (z. B. Han-
del, Fischereiwesen, Rohstoffe, Entwicklungs-
finanzierung). Die Gruppe der 77 widmete sich 
infolge ihrer langjährigen Schwerpunktorien-
tierung auf die Nord-Süd-Beziehungen erst in 
späteren Jahren der Süd-Süd-Kooperation 
(1976 Konferenz in Mexiko und 1979 Konfe-
renz in Arusha/Tansania). Ihre bisher wichtig-
ste Konferenz hierzu hielt sie im Mai 1981 in 
Caracas ab; dort legte sie auf hoher politischer 
Ebene sieben Schwerpunktsektoren wirt-
schaftlicher Zusammenarbeit fest (Handel, 
Technologie, Ernährung und Landwirtschaft, 
Energie, Rohstoffe, Finanzierung und Indu-
strialisierung) und richtete eine institutionell-
organisatorische Ebene zur Durchführung die-
ser Zusammenarbeit ein. Ob die Konferenz 
von Caracas, wie der indische Außenminister 
Rao meinte, „ein Katalysator für Entscheidun-
gen" sein wird, „die den Begriff der kollektiven 
Self-Reliance aus dem Reiche der Theorie zur 
praktischen Verwirklichung führen"41 ), muß 
erst noch abgewartet werden ). Dies gilt auch 
für die sich ebenfalls (neben Nord-Süd-The-
men) der Süd-Süd-Kooperation widmenden 
(im Frühjahr 1982 ad hoc von der indischen Re-
gierung einberufenen) „Konsultationen von 
Delhi"43 ). Für die Zukunft ist aber möglicher-
weise eine „Konvergenz" der bislang noch ge-
trennt voneinander laufenden Süd-Süd-Akti-
vitäten der Blockfreien und der Gruppe der 77 
zu erwarten, welche die Knüpfung eines die 
Dritte Welt insgesamt umgreifenden institu-
tionell-organisatorischen Netzwerks für wirt-

44)Vgl. hierzu Karl P. Sauvant, Organizational In-
frastructure For Self-Reliance: The Non-Aligned 
Countries and the Group of 77, unv. Arbeitspapier 
für eine Konferenz über Blockfreiheit in Bagdad im 
Mai 1982.
45) Hierzu als Überblick Gamini Seneviratne, Eco-
nomic Co-operation Among Developing Countries, 
United Nations, New York 1980.
46) Hierzu als Überblicke Erskine Childers, Techni-
cal Co-operation Among Developing Countries: Hi-
story and Prospects, in: Journal of International Af-
fairs, vol. 33, no. 1, Frühling/Sommer 1979, S. 19—42; 
B. P. Menon, Bridges Across the South. Technical 
Cooperation Among Developing Countries, New 
York usw. 1980.
47) Hierzu als Überblick Ervin Laszlo und Joel 
Kurtzman/A. K. Bhattacharya, RCDC (Regional Co-
operation among Developing Countries). The New 
Imperative of Development in the 1980s, New York 
usw. 1981.

41) Zitiert nach Indien, Ausgabe 4 vom 15. August 
1981 (hrsg. v. der Presseabteilung der Indischen Bot-
schaft in Bonn).

2) Vgl. hierzu die kritische Einschätzung der Kon-
ferehz durch Andres Federman, South-South. A ne-
Cssary alliance, in: South, Juli 1981, S. 13 ff.
3) Vg], hierzu z. B. den skeptischen Bericht von Die-

ter Brauer, Palaver in Delhi. Fruchtlose Anläufe zur 
Süd-Süd-Kooperation, in; Entwicklung + Zusam-
menarbeit 4/82, S. 8 f.

schaftliche Zusam
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menarbeit zur Folge haben 
könnte ).
Institutionell abgehoben von diesen Anstren-
gungen zu verstärkter Süd-Süd-Kooperation 
laufen seit einigen Jahren Bemühungen auch 
im Rahmen internationaler Organisationen. 
Unter dem Forderungsdruck der Entwick-
lungsländer begannen verschiedene interna-
tionale Organisationen damit, sich im Bereich 
der Süd-Süd-Kooperation zu engagieren und 
die Industrieländer zur politischen und finan-
ziellen Unterstützung dieser Kooperation zu 
verpflichten. Die UNCTAD widmete sich der 
Wirtschaftlichen Zusammenarbeit zwischen 
Entwicklungsländern (ECDC)45), das UNDP 
förderte die Technische Zusammenarbeit zwi-
schen Entwicklungsländern (TCDC)46 ), wäh-
rend das UN-Institut für Ausbildung und For-
schung (UNITAR) ein Forschungsprogramm 
über die Regionale Zusammenarbeit zwischen 
Entwicklungsländern (RCDC) in Angriff nahm, 
um den global und sektoral orientierten Kon-
zepten der ECDC und TCDC ein „regionalisti-
sches" Komplement (im Sinne eines Versatz-
stückes zwischen globaler und nationaler Ebe-
ne) beizufügen47 ).
Zur Einlösung von ECDC müssen die Entwick-
lungsländer „verstärkten Handel untereinan-
der treiben, was eine gegenseitige Marktöff-
nung durch Liberalisierung bzw. sogar Präfe-
renzierung des Handels ... voraussetzt. Wei-
terhin ist die Zusammenarbeit durch gemein-
sam abgestimmte Währungs- und Kreditpoli-
tik, durch die Förderung von gemeinsamen In-
dustrialisierungs- bzw. Agrarentwicklungsvor-
haben, durch die Förderung von multinationa-
len Gemeinschaftsunternehmungen im Bin-
nen- und Außenhandel sowie durch Verstär-
kung der gemeinamen Infrastrukturentwick-



lungspolitik erreichbar''48 ). Als vordringliche 
Vorhaben der UNCTAD/ECDC-Aktivitäten 
gelten derzeit die Schaffung eines Allgemei-
nen Systems von Handelspräferenzen (GSTP), 
die Förderung der Zusammenarbeit zwischen 
den Staatshandelsorganisationen der Ent-
wicklungsländer (STO) und die Gründung 
multinationaler Marketing-Unternehmen der 
Entwicklungsländer (MME).

48) Vgl. Christian Uhlig/Doo-Soon Ahn, Süd-Süd-
Kooperation. Entwicklungspolitisches Instrumenta-
rium zur Förderung der wirtschaftlichen Zusam-
menarbeit zwischen Entwicklungsländern, Mün-
chen-Köln-London 1981, S. 10.
49) Hierzu und zum folgenden Benno Engels, Wirt-
schaftliche Zusammenarbeit zwischen Entwick-
lungsländern, in: Volker Matthies (Hrsg.), Süd-Süd-
Beziehungen, a. a. O.
50) Zitiert nach Christian Uhlig/Doo-Soon Ahn,

Die gewichtigste Kritik an der ECDC bezieht 
sich auf die (räumliche und sachliche) „Überdi-
mensionierung" vieler Projekte, aus der sich 
Implementierungsprobleme ergeben, „weil es 
ein grundsätzliches Spannungsverhältnis gibt 
zwischen der notwendigen und möglichen In-
tensität wirtschaftlicher Zusammenarbeit ei-
nerseits und den mit zunehmender Zahl der 
beteiligten Staaten steigenden politischen und 
wirtschaftlichen Interessendivergenzen und 
organisatorischen Koordinierungs- und Steue-
rungsproblemen andererseits"49 ). So scheint 
beispielsweise gerade das allgemeine System 
von Handelspräferenzen den „universalisti-
schen Anspruch" der ECDC-Programmatik zu 
repräsentieren: Zwar gibt es durchaus — zu-
mindest vom Handelsvolumen her — noch ein 
beträchtliches Liberalisierungspotential im 
Süd-Süd-Handel, doch kann dabei nicht leicht-
fertig an den Schwierigkeiten einer solchen 
Liberalisierung (vor allem am Protektionismus 
im Handel der Entwicklungsländer unterein-
ander!) vorbeigesehen werden.
Im Hinblick auf wirtschaftliche Integrations-
projekte in der Dritten Welt wurde ähnliche 
Skepsis geäußert und festgestellt, „daß die zwi-
schenstaatliche Zusammenarbeit ... dann am 
erfolgreichsten läuft, wenn ganz konkrete und 
abgegrenzte Zielsetzungen verfolgt werden, 
die den einzelnen Teilnehmern klar nachweis-
bare Vorteile bringen. Hier kommt allen Ge-
meinschaftsprojekten zur Verbesserung der 
Infrastruktur im Verkehrs- und Produktions-

50bereich eine besondere Bedeutung zu" ).

TCDC soll durch den Austausch von Wissen, 
Erfahrungen und Fertigkeiten, durch die Erar-
beitung gemeinsamer Leitlinien für die natio-
nalen Technologiepolitiken der Entwicklungs-
länder, durch die gemeinsame Nutzung von 
Forschungseinrichtungen und den gemeinsa-
men Ausbau des Erziehungs- und Ausbil-
dungswesens die technologische Abhängig-
keit der Entwicklungsländer von den Indu-
strieländern verringern und eigenständige 
Technologie- und Wissenschaftspotentiale für 
den Entwicklungsprozeß mobilisieren51 ).

Die bisherige Ausprägung der TCDC-Aktivi-
täten läßt jedoch begründete Zweifel daran 
aufkommen, daß diese Ziele erreicht werden: 
Zum einen weist TCDC eine starke Beteili-
gung der technologisch (besonders in zu-
kunftsträchtigen Sektoren wie Meerestech-
nik, alternative Energietechnologie, Substitu-
tionsforschung etc.) führenden Industrielän-
der auf, die auf eine Einpassung der TCDC in 
vorwiegend bilateral betriebene (traditionelle) 
„Technische Hilfe'-Programme abzielt. Wenn-
gleich das Engagement der Industrieländer 
auch grundsätzlich positiv zu bewerten ist, so 
besteht dabei doch die große Gefahr einer 
Verstrickung der Entwicklungsländer in neue 
Formen technologischer Abhängigkeit. Eine 
Ausweitung von TCDC-orientierten Pro-
grammen der Industrieländer erscheint daher 
nur dann sinnvoll, „wenn sichergestellt ist, daß 
die betreffenden Entwicklungsländer selbst 
direkten Einfluß auf deren Konzipierung und 
Durchführung haben". Zum anderen ist bei der 
TCDC eine deutliche Tendenz zur Asymme-
trie und Hierarchisierung in den Süd-Süd-Be-
ziehungen zu erkennen. Als die wichtigsten 
Nutznießer der TCDC-Aktivitäten können 
bislang technologisch bereits fortgeschrittene 
Entwicklungsländer (wie z. B. Indien) und in-
dustrielle Schwellenländer (wie z. B. Brasilien) 
gelten.

Süd-Süd-Kooperation, a. a. O., S. 154f. Vgl. ähnlich 
auch die Fallstudie von Rolf Hof meier über den Auf-
stieg und den Niedergang der Ostafrikanischen Ge-
meinschaft, in: Volker Matthies (Hrsg.), Süd-Süd-Be-
ziehungen, a. a. O.
51) Hierzu und zum folgenden Dieter Ernst, Techni-
sche Zusammenarbeit zwischen Entwicklungslän-
dern, in: Volker Matthies (Hrsg.), Süd-Süd-Bezie-
hugnen, a. a. O.



IV. Bilanz und Perspektiven der Süd-Süd-Beziehungen

„Entfeudalisierung" internationaler Bezie-
hungen?

In welchem Maße haben nun die Süd-Süd-Be-
ziehungen bereits zu einer Auflockerung oder 
Veränderung der „Feudalstruktur" des interna-
tionalen Systems beigetragen? Die bislang 
schwerwiegendste Erschütterung dieser 
Struktur bewirkte wohl die Organisation erd-
ölexportierender Länder in den siebziger Jah-
ren. Durch die verstärkte Kommunikation und 
Kooperation der Entwicklungsländer im Rah-
men regionenübergreifender Organisationen 
wurde diese Struktur auch auf der politisch-
organisatorischen Ebene konterkariert. Auch 
die Süd-Süd-Kooperation könnte in wachsen-
dem Maße zu einer relativen Bedeutungsmin-
derung dieser Struktur beitragen.
Die Verdichtung der Süd-Süd-Beziehungen in 
den siebziger Jahren traf zusammen mit einer 
Lockerung der oligarchischen Weltordnung 
überhaupt, bedingt und gekennzeichnet vor 
allem durch die Herausbildung neuer regiona-
ler Vormächte in der Dritten Welt mit eigenen 
wirtschaftlichen, politischen u
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nd militärischen 

Gravitationsfeldern ). Allerdings wurden und 
werden diese neuen, regionalen Vormächte 
vielfach noch im Sinne von „Subzentren" oder 
.Submetropolen" weniger als eigenständig 
handelnde Akteure denn als „Zwischenträger", 
„Stellvertreter" und willfährige „Instrumente" 
der Industrieländer betrachtet. Neueren Un-
tersuchungen zufolge kann die Entwicklung 
neuer „Mittelmächte" in der Dritten Welt aber 
eher „als allmählicher Lösungsprozeß einiger 
Staaten aus dem Abhängigkeitsverhältnis von 
den ... Industrieländern" angesehen werden 
denn als „eine Reproduktion dieses Abhängig-
keitsverhältnisses auf neuer, indirekterer 
Stufe53 ).

54) Zu diesem Ergebnis kommt Hartmut Neitzel, 
Afro-Arabische Beziehungen, a. a. O.
55) Vgl. Klaus Eßer, Industrialisierungsprozesse und
Weiterentwicklung der Weltwirtschaftsordnung,

56) So Havelock Brewster in: South, Juni 1982.
57) TCDC-Slogan: „Bridges Across the South".
58) Vgl. hierzu die abschließende Diskussion bei Ga-
mini Seneviratne, Economic Co-Operation among 
Developing Countries, a. a. O.

Gerade die neuen Wirtschafts- und Machtzen-
tren in der Dritten Welt mit ihren erweiterten 
außenwirtschaftlichen und außenpolitischen 
Handlungsspielräumen erlaubten auch ande-
ren Entwicklungsländern im Rahmen der Süd-
Süd-Beziehungen eine stärkere Diversifizie-

52) Vgl. hierzu Raimo Väyrynen, Economic and Mili-
tary Position of the Regional Power Centers, in: 
Journal of Peace Research, no. 4, vol. XVI, 1979, 
S. 349—369.
53) Hierzu Claudia Hönck, Brasilien — Eine Sub-

metropole in Lateinamerika? Halbjahresarbeit im 
Kähmen der Diplomprüfung für Politologen am In-
stitut für Politische Wissenschaft an der Universität 
Hamburg, Juli 1981. 

rung ihrer Außenbeziehungen und die Wahr-
nehmung alternativer Optionen. So konnten 
sich beispielsweise Kleinstaaten der Karibik 
und Mittelamerikas gegenüber den USA an 
die neuen Regionalmächte Mexiko und Vene-
zuela anlehnen, die ein Interesse an der Zu-
rückdrängung des hegemonialen Einflusses 
der USA in der Region hatten. Der Eintritt der 
afrikanischen Staaten in eine enge Koopera-
tion mit den arabischen Olstaaten bewirkte 
immerhin, daß „tendenziell eine Diversifizie-
rung sowie eine quantitative Erweiterung der 
politischen, wirtschaftlichen und finanziellen 
Beziehungen der afrikanischen Staaten er-
reicht wurde"54 ).
Der Untersuchung Eßers zufolge werden die 
neuen regionalen Vormächte in der Dritten 
Welt (z. B. Brasilien, Indien, Nigeria) in den 
kommenden Jahren die intra- und interregio-
nalen Süd-Süd-Beziehungen maßgeblich tra-
gen und prägen 55).  Ob bzw. in welchem Maße 
gegenüber diesen eher „naturwüchsigen", auf 
„Nationalinteressen“ beruhenden und mit ei-
ner Tendenz zur Asymmetrie und Hierarchi-
sierung verbundenen Süd-Süd-Beziehungen 
sich die eher „sozialtechnischen", (gemäß dem 
Konzept kollektiver Self-Reliance) dem Mo-
dell einer vollständig horizontalen Dritten 
Welt (die von Ländern gebildet wird, die nicht 
nur zu wechselseitigem, sondern auch gerecht 
verteiltem Nutzen eine Interaktion eingehen) 
anhängenden Süd-Süd-Beziehungen durchset-
zen können und werden, muß noch dahinge-
stellt bleiben. Zumindest sollte davor gewarnt 
werden, allzu frühzeitig schon „Pyramiden kol-
lektiver Self-Reliance" errichten zu wollen 56 ); 
vielmehr sollte man sich vorerst damit begnü-
gen, kleine „Bausteine" kooperativer Süd-Süd-
Beziehungen zusammenzutragen, um damit 
erste, aber tragfähige „Brücken über den Sü-
den"57 ) zu schlagen. Um ein wirklich „süd-zen-
triertes Wachstum" in der Dritten Welt zu er-
zielen, bedürfte es allerdings noch weitaus 
massiverer wirtschaftlicher und politischer Ei-
genanstrengungen und intensiverer Süd-Süd-
Dialoge als bisher58 ).



Substitution oder Komplement der Nord- 
Süd-Beziehungen?

Die in den Industrieländern mancherorts ver-
breitete Furcht vor einer Ablösung der Nord-
Süd-Beziehungen durch die Süd-Süd-Bezie-
hungen erscheint weit übertrieben. Wenn-
gleich mit den Süd-Süd-Beziehungen auch 
konfrontative und dissoziative Elemente in 
die Nord-Süd-Beziehungen eingedrungen 
sind und auch mögliche substitutive Effekte 
der ersteren auf die letzteren (z. B. im Bereich 
des Süd-Süd-Handels) nicht gänzlich auszu-
schließen sind, so scheint eine verstärkte poli-
tische und wirtschaftliche Zusammenarbeit 
der Entwicklungsländer untereinander letzt-
lich doch auch im langfristigen Eigeninteresse 
der Industrieländer zu liegen.
Handfeste wirtschaftliche Interessen der In-
dustrieländer an der Süd-Süd-Kooperation 
wurden in den letzten Jahren zunehmend er-
kannt. So wies z. B. die Internationale Kom-
mission für Entwicklungsfragen (sog. „Brandt-
Kommission“) darauf hin, daß die beschleu-
nigte Entwicklung des Südens — im Zuge in-
tensivierter Süd-Süd-Beziehungen — letztlich 
auch dem Norden nützen muß: „in Form von 
größeren 
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Möglichkeiten in einer erweiterten 

und blühenden Weltwirtschaft“ ). Ähnlich po-
sitiv schätzte auch das Deutsche Institut für 
Wirtschaft die Süd-Süd-Kooperation ein: „Dies 
gilt insbesondere im Hinblick auf den .klassi-
schen' Zusammenhang zwischen Marktgröße, 
Industrialisierung, Außenhandel und Kapital-
bewegungen: Durch intensivierte Zusammen-
arbeit könnten die Entwicklungsländer auch 
für die Industrieländer zu attraktiveren Part-
nern werden."60)

59) Bericht der Nord-Süd-Kommission, Das überle-
ben sichern, Köln 1980, S. 171.
60) Zitiert nach Deutsches Institut für Wirtschafts-
forschung, Mechanismen für eine intensivierte Zu-
sammenarbeit zwischen Industrie- und Entwick-
lungsländern bei unterschiedlichen Wirtschaftssy-
stemen, Berlin 1977, S. 56.
61) So der Buchtitel von Eva Senghaas-Knobloch, 
Frieden durch Integration und Assoziation, Stutt-
gart 1969.

62) Vgl. Klaus Eßer, Industrialisierungsprozesse und 
Weiterentwicklung der Weltwirtschaftsordnung, 
a. a. O.
63) Vgl. Rolf Hanisch, Produzentenvereinigungen 
von Entwicklungsländern, a. a. O.
64) Vgl. hierzu Hartmut Elsenhans, Abhängiger Ka-
pitalismus oder bürokratische Entwicklungsgesell-
schaft — Versuch über den Staat in der Dritten 
Welt, Frankfurt/New York 1981.
65) Dies betont Mahbub UI Haq, Beyond the Slogan 
of South-South Co-operation, a. a. O.

Eßer schließlich sprach den Süd-Süd-Bezie-
hungen in einem umfassenderen Sinne sogar 
eine weltwirtschaftliche und weltpolitische 
Entlastungs- und Stabilisierungsfunktion, also 
eine Art von „Friedens-Funktion“ im Sinne ei-
ner regionalistischen Schaffung von „Frieden 
durch Integration und Assoziation“61 ) zu. Ihm 
zufolge ließen sich die Interessengegensätze 
zwischen den Industrieländern und den Län-
dern im Industrialisierungsprozeß sowie zwi-

sehen diesen und den übrigen Entwicklungs-
ländern am ehesten über eine stärkere Regio-
nalisierung der Weltwirtschaft und -politik ab-
bauen62 ).

Beitrag zur Überwindung von Unterent-
wicklung?

Abschließend soll nach dem entwicklungspo-
litischen Nutzen von Süd-Süd-Beziehungen 
gefragt werden. Die Steigerung des Ressour-
cenzuflusses aus Süd-Süd-Beziehungen stellt 
zwar — wie bei den Nord-Süd-Beziehungen — 
eine Entwicklungschance dar, kann aber auch 
vergeudet werden, sei es z. B. durch (unpro-
duktive) Waffenkäufe oder durch Luxus-
konsum einer Staatsklasse63 ).
Die Tatsache, daß Süd-Süd-Beziehungen im 
Kern Beziehungen zwischen Staaten sind und 
von Staatsklassen getragen werden, läßt be-
gründete Zweifel an einer entwicklungspoliti-
schen Nutzung von Süd-Süd-Beziehungen im 
Interesse breiter Bevölkerungsgruppen auf-
kommen. Eine Staatsklasse, die sich das Mehr-
produkt einer Gesellschaft aneignet und sich 
als Apparat und nicht als einzelner Unterneh-
mer finanzielle Ressourcen verschafft, ten-
diert (nach dem Befund von Elsenhans), da die 
Kontrollen innerhalb dieser Klasse schwach 
sind, zu erhöhter Vergeudung64 ). Solchen 
Staatsklassen können Süd-Süd-Beziehungen 
(einschließlich des Konzepts kollektiver Self-
Reliance) zur Verfestigung ihrer Machtstel-
lung dienen, indem sie ihnen zusätzliche Res-
sourcen und Herrschaftslegitimation ver-
schaffen.
Sollten daher Süd-Süd-Beziehungen entwick-
lungspolitischen Nutzen erbringen, müßten 
die Staatsklassen zahlreicher Entwicklungs-
länder also entweder beseitigt oder aber ei-
nem starken Reformdruck ausgesetzt werden. 
Denn nur im Zuge innergesellschaftlicher 
Wandlungen (z. B. der Produktions-, Konsum-
tions- und Investitionsstrukturen) dürfte die 
Süd-Süd-Kooperation letztlich auch entwick-
lungspolitisch greifen65). Vor diesem Hinter-
grund erscheint es dann durchaus verständ-
lich, daß in dem Maße, wie Süd-Süd-Beziehun-



gen und Strategien kollektiver Self-Reliance 
auch innergesellschaftlich strukturverän-
dernd wirken und die privilegierte Position 
von Herrschaftsgruppen untergraben, der An-
reiz zur Aufrechterhaltung dieser Beziehun-
gen und Strategien schwindet66 ).

66) Vgl. Annemarie Grosse-Jütte/Rüdiger Jütte, 
Weltwirtschaftsordnung und Self-Reliance, Arbeits-
papier für den Kongreß der Deutschen Vereinigung 
für Politische Wissenschaft in Augsburg 1979.

So bleibt als Fazit festzuhalten, was Galtung 
schon im Zusammenhang mit seiner Forde-
rung nach einer „Entfeudalisierung" interna-
tionaler Beziehungen festgestellt hat: daß 
nämlich die außenwirtschaftliche und außen-
politische Emanzipation von Entwicklungslän-
dern zwar eine notwendige, jedoch noch kei-
neswegs hinreichende Bedingung auch für die 
innergesellschaftliche Emanzipation dieser 
Länder ist.



Klaus Simon: Entwicklungspolitische Strategien von Regierung und Parteien 
in der Bundesrepublik Deutschland. Ihr Wandel und ihre praktische Bedeu-
tung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 34/82, S. 3—17

Die deutsche Entwicklungshilfestrategie hat sich seit den Anfängen in den fünfziger Jah-
ren tiefgreifend gewandelt und ist dabei auch wissenschaftlichen Theorien und deren Wan-
del gefolgt:
Die erste Phase galt einer ökonomistischen Strategie (bis 1969), die auf Kapitalakkumula-
tion in Großprojekten der Industrialisierung setzte und sich davon Wachstum versprach, 
dessen Ergebnisse zwar nur wenigen direkt zukamen, indirekt dann aber zu den armen 
Massen durchsickern sollten. Zugleich erhoffte man sich davon die Förderung demokrati-
scher Strukturen — Demokratie durch Entwicklung — und einer antikommunistischen 
Außenorientierung in der Dritten Welt (Hallstein-Doktrin).
In der zweiten Phase (1970—1979) entfielen diese verfassungs- und außenpolitischen Ziel-
erklärungen in der weiterhin vorwiegend ökonomisch-technologischen Entwicklungshilfe-
strategie weitgehend.
In der dritten Phase (seit 1979) wurde die Forderung nach politischen Grundfreiheiten und 
Menschenrechten in den Entwicklungsländern wieder in die Entwicklungshilfestrategie 
aufgenommen. Diese verfassungspolitischen Prinzipien sollen nunmehr umgekehrt zur 
wirtschaftlichen Entwicklung beitragen — Entwicklung durch Demokratie —, insbeson-
dere zur Bekämpfung der Massenarmut durch eine Strategie der Grundbedürfnisbefriedi-
gung.
Bundesregierung und Parteien stimmen heute in dieser zentralen Schwerpunktsetzung der 
Entwicklungshilfestrategie überein. Dessenungeachtet folgt die Entwicklungshilfepraxis 
des zuständigen Ministeriums und einzelner Durchführungsorganisationen dieser Zielset-
zung nicht; sie widerspricht ihr teilweise sogar. Der Parteien-Konsens über die Strategie er-
faßt nur einen kleinsten gemeinsamen Nenner und klammert vor allem die für die Entwick-
lung der Dritten Welt wichtigste Frage aus, zu der die Parteien und die Regierung auch 
keine praktikable Konzeption ausgearbeitet haben: Welche gesellschafts- und wirtschafts-
politische Ordnung verspricht am meisten Erfolg bei der Bekämpfung der aboluten Armut? 
Nach Ansicht des Verfassers ist dies eine demokratiepolitische, produktivitätsorientierte 
Grundbedürfnisstrategie mit marktwirtschaftlichen Elementen, deren Anwendung nicht in 
Konflikt mit der Forderung nach Bewahrung der kulturellen Identität der Entwicklungslän-
der stünde.

Heinz Klippert: Politisch-ökonomische Grundlagen und Perspektiven kirch-
licher Entwicklungspolitik
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 34/82, S. 18—30

Zum Aufgabenbereich der Kirche gehört es, Entwicklungsdienst in den Ländern der Drit-
ten Welt zu betreiben, ein „Dienst", der die ursprünglichen Ziele der früheren Missionsbe-
wegung längst hinter sich gelassen hat und mittlerweile zu einem entschiedenen entwick-
lungspolitischen Engagement der Kirche zur Verbesserung der sozialen, wirtschaftlichen 
und politischen Lebensverhältnisse in den Ländern der Dritten Welt geworden ist.
Dieses entwicklungspolitische Engagement umfaßt sowohl die Betreuung und (Teil-)Finan-
zierung von Entwicklungsprojekten als auch die bewußtseinsbildende Arbeit in den Kir-
chengemeinden der Bundesrepublik. Zum dritten aber gehört dazu auch und nicht zuletzt 
die „Einmischung" in die Entwicklungspolitik des Staates und der Privatwirtschaft überall 
dort, wo diese der Harmonisierung des Nord-Süd-Verhältnisses und der Verbesserung der 
Lebensverhältnisse in den Entwicklungsländern zuwiderläuft. Dieser Anspruch verlangt 
die kritisch-konstruktive Auseinandersetzung mit der tradierten Entwicklungspolitik 
ebenso wie die Sondierung des Legitimationspotentials, das der Entwicklungspolitik sei-
tens der Bundesbürger entgegengebracht wird.
Dieser letztgenannte Legitimationsaspekt steht im Mittelpunkt des ersten Abschnittes des 
Aufsatzes. Dabei wird der grundsätzlichen Frage nachgegangen, ob und inwieweit die Bun-
desbürger wohl bereit sind, entwicklungspolitische Aktivitäten des Staates, der Kirchen 
und sonstiger Träger von Entwicklungspolitik zu unterstützen, die in ihrer Konsequenz 
eine partielle Umverteilung des Weltreichtums bzw. einen allmählichen Abbau des ekla-



tanten Macht- und Einkommensgefälles zwischen Nord und Süd beinhalten. Im zweiten 
Teil wird eine knapp gefaßte Bestandsaufnahme bisheriger entwicklungspolitischer Kon-
zepte und Ansatzpunkte unter besonderer Berücksichtigung der Interessen und Belange 
der Dritten Welt vorgelegt, die zeigt, daß die bisherige Entwicklungspolitik die ökono-
misch-politischen Macht- und Einkommensdisparitäten zwischen Nord und Süd eher ver-
schärft denn verringert hat. Da diese Entwicklung maßgeblich auf die diskriminierenden 
Einflüsse der Weltwirtschaftsordnung zurückgeht, werden im gleichen Abschnitt die Per-
spektiven einer Neuen Weltwirtschaftsordnung Überblickshaft bilanziert und gewürdigt. 
Im dritten Teil des Aufsatzes schließlich werden Schlußfolgerungen im Hinblick auf das 
entwicklungspolitische Engagement der Kirchen gezogen, die zu einer Präzisierung und 
Profilierung der kirchlichen entwicklungspolitischen Arbeit beitragen sollen.

Volker Matthies: Süd-Süd-Beziehungen: Zur Kommunikation und Koopera-
tion zwischen Entwicklungsländern
Aus Politik und Zeitgeschichte B 34/82, S. 31—45

In den siebziger Jahren war eine auffällige Verdichtung der politischen und wirtschaftli-
chen Beziehungen zwischen Entwicklungsländern („Süd-Süd-Beziehungen") zu beobachten. 
Besonders deutlich wurde dies beispielsweise in der Handelsoffensive Brasiliens gegen-
über Afrika, in der technischen Hilfe Indiens an zahlreiche arabische und afrikanische Län-
der, in der gewaltigen Bewegung von Arbeitskräften aus Süd- und Südostasien in die Öllän-
der des Mittleren Ostens, aber auch in der militärischen Intervention Kubas in Afrika und 
in der intensivierten Zusammenarbeit der Entwicklungsländer im Rahmen der Bewegung 
der Blockfreien und der Gruppe der 77.

Die Ursachen für diese Dynamik der Süd-Süd-Beziehungen waren die Weltwirtschaftskrise 
(Zusammenbruch des Weltwährungssystems von Bretton Woods, Energiekrise, Rezession/ 
Protektionismus in Industrieländern) zu Anfang der siebziger Jahre, das Aufkommen neuer 
Wirtschafts- und Machtzentren in der Dritten Welt sowie wachsende Zweifel am vorherr-
schenden weltmarktorientierten Entwicklungsmodell.

Der Aufsatz diskutiert die Organisierung, Solidarisierung und Machtausübung der Ent-
wicklungsländer gegenüber den Industrieländern in den siebziger Jahren sowie die An-
sätze und Perspektiven der kollektiven Self-Reliance und wirtschaftlich/technischen Süd-
Süd-Kooperation zur Überwindung von Unterentwicklung.


